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22. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 
Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find überfüllt. An den Tischen der 
Bundes⸗Commiſſarien der Präſident derſelben Graf Bismarck, Miniſter 
v. Roon, Geh. Räthe v. Savigny, Dr. v. Liebe u. A. — In der 
gelber Prinz Carl von Preußen und der Großherzog von Mecklenburg⸗ 
werin. 
Der Handelsminiſter Graf Itzenplitz hat 100 Exemplare des Verwaltungs⸗ 
berichtes der preußiſchen Bank pro 1866 zur Verfügung geſtellt. 
Das Haus tritt ſofort in die Vorberathung des Art. 22 ein, welcher 
lautet: „Die Verhandlungen des Reichstages ſind öffentlich“. 
Zu dieſem Artikel hat 1) der Abg. Lasker folgenden Zuſatz beantragt: 
„Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den dffent- 
lichen Sitzungen des 8 bleiben von jeder Verant⸗ 
wortlichkeit frei“. 2) Der Abg. Ausfeld: „Die Veröffentlichung und 
Verbreitung wahrheitsgetreuer Berichte über Verhandlungen des Reichs⸗ 
tages oder über Theile derſelben iſt unter keinerlei Umſtänden 
trafbar“. 3 > 
f Abg. Lasker: Ich bin für das Princip der Oeffentlichkeit, aber in allen 
ſeinen Conſequenzen. Die Oeffentlichkeit erhält aber nicht ihren vollen Aus⸗ 
druck, denn nur gewiſſe Perſonen, die das Glück haben, Zulaßkarten zu er⸗ 
beiten: die Reichstagsverhandlungen kennen lernen, und wahrheitsgetreue 
erichte darüber in die weiteren Kreiſe des Volkes einzudringen nicht im 
Stande ſind. Der öffentliche Schutz der wahrheitsgetreuen Berichte über 
Parlamentsverhandlungen iſt ein unzweifelhafter allgemein anerkannter 
Grundſatz; er gilt für die Verhandlungen des preußiſchen Abgeordnetenhauſes 
und iſt im $ 38 des Preßgeſetzes von 1850 ausdrücklich ausgeſprochen. Nun 
well man dieſen Grundſatz für den Reichstag nicht zur Anwendung kommen 
laſſen. (Redner recapitulirt die Verhandlungen im preußiſchen Landtage bei 
der Beratbung des Reichswahlgeſetzes und ſpäter des Paut'ſchen Antrages 
und zeigt, wie durch den Widerſpruch des Miniſterpräſidenten im Herrenhauſe 
das Gehe zu Falle gekommen.) g * 
Was tft dagegen angeführt worden? Daß in den Reichstag Mitglieder 
gewählt werden könnten, welche im Solde fremder Staaten ſtünden und auf 
Koſten der preußiſchen Regierung hochverrätheriſche Reden durch das ganze 
Land verbreiteten. Nun, m. H., der Reichstag hat alle dieſe Befürchtungen 
u Schanden gemacht, und es heißt wirklich der Gewalt der parlamentariſchen 
effentlichkeit wenig vertrauen, wenn man nicht meint, daß in der geſammten 
Debatte ein Correctiv gegen ſolche Reden gefunden würde. Allerdin „wenn 
man das Princip beibehält, den Schluß fo früh wie moͤglich berbelzufühten 
und die Debatten in ihrer Mitte abzuſchneiden, fo konnen dieſelben nicht ſehr 
ur Aufklärung dienen. Ich hoffe jedoch, daß man von der Manie, in der 
chnelligkeit allein allen Patriotismus zu ſuchen, ablaſſen und jo ar? bei: 
tragen wird, daß die parlamentariſchen Debatten Alles bieten, was fie bieten 
ſollen, nämlich vollſtändige Aufklärung und Widerlegung irriger Anſichten. 
Sie haben geſtern das Princip des allgemeinen gleichen Wahlrechtes ausge⸗ 
ſprochen; ich halte dies für einen erheblichen Fortſchritt; eines iſt a ein 
nothwendiges Correlat dazu, daß die Kreiſe, von denen die Wahl ar 
wird, eine genaue Kenntniß von dem erhalten, was verhandelt iſt. Konbben 
die weiteſten Schichten des Volkes müſſen genaue Kenntniß über das er 
ten der Abgeordneten erhalten. Dies iſt aber nicht zu erreichen dur 
Plätze auf der Tribüne; die wahre Oeffentlichkeit kommt von der Tribüne, wo 
die Vertreter der Preſſe ſizen, und zwar nur daun, wenn es möglc Mr 
genaue und wahrheitsgetreue Berichte zu geben. Wenn wirklich hecverräthe: 
Parlaments: Mitgliedern verübt werden ſollten, 10 id 
es das ganze Volk auch willen, um ſolche Mitglieder zu kennzeichnen und ihre 
Wiederwahl zu verhüten. 3 
Man bat uns nun damit getröftet, daß die Regierung das 
den Reſchstagsberichten nicht allzu ſtreng handhaben würde. „ il 
es irgend ein gefährliches Princip giebt, fo iſt es dies; denn das Gegentüel 
der Freiheit, einer guten Ordnung und guten Regierung ift die halbe Freideit, 
die Duldung (ſehr wahr); durch ein ſolches Princip ſchaffen Sie eine freie 
Preſſe mit dem Strick um den Hals. ni wahr!) Und dadurch, daß m 
bie ectur den einzelnen Berichterſtattern überläßt, werden die Berl ; 
nicht wahrheitsgetreu, ſondern falſch. Sie werden dadurch aber auch N ch 
einmal erreichen, daß die Stellen, welche der Regierung unangenehm ſiſid, 
unterdrückt werden. Denn ein guter Berichterſtatter wird mit ſeiner Geſchid 
lichkeit, die allerdings der eines Eiertänzers nahe kommt, es durch die hm 
worten einzurichten wiſſen, daß das Publikum, wenn es feine Phantaſie etwa 
zu Hilfe nimmt, weiß, was der Vorredner gejagt hat. — Wenn irgend etwa 
gefährlich iſt, jo iſt es die Abhängigkeit der Preſſe von dem guten oder ſchlecb 
ten Willen der Staatsanwälte und ihrer Chefs; zumal bei unſeren Einrſch⸗ 
tungen, wo der Suftigminifter in Gemeinſchaft mit dem Miniſter des Innkrn 
die Staatsanwälte dirigiren kann, je nach den Umſtänden bald milder, 8 
ſtrenger zu verfahren. Was wir von der Milde und Höflichkeit der Behörzen 


zu halten haben, haben wir wohl erfahren; fie find milde, fo lange der Strom. 


ünjtig it, und zum erſten Male, wenn Widerſtand geleiſtet werden ſoll, dann 
allt die u“ angenommene Haltung der Höflchkeir ab und es dringt durch 
der ärgerliche Ton, welcher weit mehr Schaden anrichtet, als die Milde vorher 
genutzt hat. — Es iſt alſo unmöglich auch nur den geringſten Erſatz in 
1 Praxis der Regierung für ven Mangel des geſetzlichen 
zu ſuchen. 5 

Und wie fol ſich nun die Stellung der Preſſe in den verſchiedenen Sta“ 
ten herausbilden. Im Art. 4 der Verfaſſung haben wir den Grundſatz einer 
gemeinſamen Strafrechtspflege für ganz Deutſchland anerkannt. Wenn Sie 
nun jetzt den Schuß der Preſſe auf die milde Praxis verweiſen, fo werden 
Sie herbeiführen, daß die Reichstagsberichte in den verſchiedenen Staaten Der’ 
ſchieden behandelt werden, wenn nicht das noch viel schlimmere Uebel ein 
treten ſoll, daß der preußiſche Juſtizminiſter eine Einwirkung auf die fremden 
Minifterien auszuüben und fo eine Gleichheit der Behandlung herzuſtellen 
ſucht. — M. H.! Die halbe Oeffentlichkeit geben und den Reſt ausſchließen, 
das iſt weder conſervativ noch liberal, das iſt nichts weiter, als bureaukratiſche 
und anarchiſche Unordnung. (Beifall links.) 

Abg. Dr. Becker (Dortmund) empfiehlt das Amendement Ausfeld. a 
die Straffreiheit der wahrheitsgetreuen Berichte nicht ausgeſprochen wird, 
leugnet man damit überhaupt die Oeffentlichkeit der Verhandlungen. pr 
Unverentwortlichteit der Preſſe iſt keineswegs ein Privilegium für die x. 
ordneten, ſondern eine nothwendige Folge des im Art, 22 ausgeſprochen * 
Grundſazes der Oeffentlichkeit der Verhandlungen und der im Art, 28 1655 
haltenen Beſtimmung der Unverletzlichkeit der Reichstagsmitglieder. e 
Reichstags mitglieder die Reichstagsverhandlungen der Cenſur der Bu N h K 
und Buchhändler überantworten, fo unterziehen fie ſich ſelbſt dieſer schlechten 
Cenſur; das können fie unmöglich be 

räſident der Bundes⸗Commiſſarien Graf v. Bismarck: Die ber 7 
ten Regierungen befürchten von der Freiheit der Veröffentlichung der Reuß. 
mentsreden keine Gefahr. Wir haben geſehen, daß Reden aus dem 5 10 
ie Abgeordnetenhauſe, wie fie wohl ſtärker in keiner Verſammnn runde 

irt gehalten waren, veröffentlicht wurden ohne jegliche Gefahr. Die ne 

die uns peranlaßt haben — und mich beiteiner anderen Gelegenheit 58 h 1 
lich — einer ſolchen geſetzlichen Beſtimmung, wie fie hier von jener b be 
(ünks) befürwortet wird, zu widerſprechen, find andete; ich kann sen S 1 6 
zeichnen als Gründe der Sittlichkeit. Es giebt viele Dinge, die en 75 
dulden kann — er kann fie ignoriren; aber etwas Anderes iſt es, Ne oa, 
lich zu ſanctioniren. Dazu rechne ich auch das Recht, einen war kit 
bürger zu beleidigen, ohne daß dieſer irgend eine Genugthunng gr r finden 
könnte. Ich will von Verbrechen, die man mit Worten begehen kann, nicht 
reden; ich rechne gar nicht darauf, daß ſie an der Stelle nn 
würden. Ich will nur reden dom Schutze der Ehre eines jeden Bürgers, 
welchen Schutz das Geſetz ihm ſchuldig iſt. Dieſen Schutz ihm zu entziehen, 
das halte ich — ich wiederhole es — gegen die Sittlichkeit, gegen die Men⸗ 
. Unter Menſchenrechten laſſe ich mir ausdrücklich diejenigen ges 
allen, weiche in Frankreich im Jahre 1791 adoptirt wurden und in die Ver⸗ 

der Republik übergegangen ſind. Es heißt darin ausdrücklich, und 

* in Bezug auf die Freiheit der opinions, die Jeder ausſprechen könne, 

die drehen darin beſtehe, Alles zu thun, was Anderen nicht ſcha⸗ 
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re wie Percy iſt mir zu Muthe, 


Schuhes d 


det. Dieſe Reſtriction legt ſelbſt ein fo weitgehendes Actenſtück auf, wie 
jenes. Die Geſetzgebung anderer Staaten, auch die der allerfreiſten, ſchützen 
wenigſtens die Privatehre. Ich berufe mich darüber z. B. auf die amerila⸗ 
niſche, deren Beſtimmungen ich mir habe ausziehen laſſen aus Kent, Com- 
mentaries on American law Vol. I. pag 244. 

„Obgleich ein Mitglied des Congreſſes außerhalb des Congreſſes nicht ver⸗ 
antwortlich iſt für die Worte, welche in demſelben geſprochen, auch wenn die⸗ 
ſelben beleidigend für Individuen ſind, ſo kann er doch, wenn er ſeine Rede 
veröffentlichen läßt, wegen Libells beſtraft werden, by action (in einer Civil⸗ 
klage auf Schadenerſatz) und by indietment, d. h. criminell. So iſt es in 
England Rechtens und fo iſt es gerecht.“ 2 

Aus England ſelbſt wird Ihnen ein ſehr bekannter Fall in Erinnerung 
ſein, nämlich der Fall Stockdale wider Hanſard, wo die Veröffentlichung nicht 
einer Rede, ſondern eines „parliamentary paper“ oder reports — es ſind 
dies techniſche Ausdrücke für amtliche Actenſtücke, die auf Befehl des Parla⸗ 
ments gedruckt werden — etwas Beleidigendes für einen Gefängnißwärter 
enthielt, welcher darüber klagbar wurde. Die engliſchen Gerichte waren dar⸗ 
über ganz zweifellos, daß ſie den Drucker wegen Beleidigung zu verurtheilen 
hatten und thaten es. Das Parlament griff ein wegen ee 
und ae die Ausführung dieſes gerichtlichen Urtheils mit parlamentari⸗ 
ſchen Strafen. Aber das Parlament hat auch bei dieſen Gelegenheiten, wo 
es in den Rechtsgang eingriff, niemals die Anſicht ausgeſprochen, Reden 
und Metipirungen einzelner Abgeordneten irgendwie zu ſchützen bei der Bus 
blication, ſondern nur reports and papers, und jo iſt es meines Wiſſens 
noch heutzutage in England Recht, ſo daß dort wenigſtens, in England, in 
Amerika und in allen übrigen civiliſirten Ländern die Privatehre ſich des 
vollkommen geſetzlichen Schutzes erfreut. Dieſe Motive, dieſes Bedürfniß, 
Jedem ſein Menſchenrecht auf Schutz gegen Beleidigungen zu erhalten, leitet 
mich, wenn ich nach wie vor die geſetzliche Sanction der Veröffentlichung ſol⸗ 
cher Reden, welche injurids für Privatleute find, bekämpfe. 

Daß die Freiheit dadurch nicht beſchränkt wird, liegt auf der Hand. Ich 
habe fofort, wie dies Parlament zuſammentrat, an ſämmtliche Behörden, die 
unter der Autorität der königlichen Regierung ftehen, durch die betreffenden 
Herren Reſſort⸗Chefs die Aufforderung richten laſſen, in keinem Falle gegen 
die Veröffentlichung einer Parlamentsrede einzuſchreiten, es ſei denn, daß fie 
zuvor an die Regierung berichtet hätten und der Fall jo ſtart wäre, daß die 
Autoriſation von der Staatsregierung ertheilt werden müſſe. Die Regierung 
wird nicht in Verlegenheit kommen, bon dieſer reſervirten Befugniß Gebrauch 
die Lage 2 allexwenigſten 305 je davon Gebrauch machen in 84 ug auf 

Angriffe, di ierung je en, ird nur zum utz de 
Vrwaltechle e die Regierung ſelbſt treffen, ſie w 3 6 der 
Wenn behauptet wird, daß unter dieſer Einrichtung die Freiheit litte, ſo halte 
ich das für eine der übertriebenen Declamationen, denen ich lediglich einen 
ornamentalen Charakter in den Reden der Vertbeidiger des Antrags beilege. 

Wenn einer der Herren Vorredner, der Abgeordnete für Berlin, bei bicher 
Gelegenheit darüber Klage geführt hat, daß unter Umſtänden der „mühſam 
erzwüngene“ höfliche Ton einem anderen Platz mache und damit ziemlich deut⸗ 
lich auf eine lebhafte Discuſſion, die ich vor einigen 5 angeregt halte, 
anjpie „ſo möchte ich dem Herrn Abgeordneten doch Eins zur Erwägung 
eben, Wenn man fünf Jahre lang fümer gekämpft hat und das erreicht 
at, was hier vorliegt, wenn man ſeine Zeit, die beſte Zeit des Lebens, ſeine 
Gejundheit dabei geopfert bat, wenn man ſich der Mühe erinnert hat, die es 
gekoſtet hat, oft einen ganz kleinen Paragraphen, eine Interpunktationsfrage 
jmilchen 22 Regierungen zu entſcheiden, wenn man nun auf den Punkt ges 
ommen iſt, wie er hier vorliegt, dann treten Herren, die von allen dieſen 
Kämpfen wenig erfahren haben, von den amtlichen Vorgängen nichts wiſſen 
konnen, in einer Weiſe auf, die ich nur damit vergleichen kann, daß Jemand 
i0 125 geſchloſſenen Fenſter einen Stein hineinwirft, ohne zu wiſſen, wo 

ehe. 


Er weiß nicht, wo er mich trifft, er weiß nicht, welche Geſchäfte er mir 
2 57 im Augenblicke erſchwert, die vorliegen und die mir durch dieſen Wider⸗ 
tand unmöglich werden. Er weiß nicht, welche auswärtigen . en im Augen⸗ 
blicke ſchweben, die bei einer energiſchen Unterſtützung der Regierung don 
Seiten des Parlaments eine andere Behandlung geſtatten würden, als in 
einem Falle, wo man ſieht, daß das Parlament nicht unbedingt mit der Re⸗ 
gierung geht und nur ſehr kleine Anlaͤſſe nöthig ſind, um eine ernſte, tief⸗ 
gehende Spaltung zu erzeugen. Dann kommt man ſehr leicht, auch ohne 
gerade künſtlich nervös gemacht zu fein, in eine Stimmung, die ich dem Herrn 
Abgeordneten nicht beſſer charakteriſtren kann, als wenn ich ihm empfeble, in 
einer der erſten Scenen von Heinrich IV. nachzuleſen, was Heinrich Percy für 
einen Eindruck hatte, als der dort beſagte Kammerherr kam und ihm die Ge⸗ 
gangenen abforderte und ihm, der wund⸗ und kampfesmüde war, eine längere 
Vorleſung über Schußwaffen und innere Verletzung hielt. Die Stelle ſteht 
am Anfang des Stückes und fängt mit den Worten an: „I remember that 
when the Rom was over, there came & certain Lord ete.“ So ungefähr 
wenn ich über Dinge, für die ich gelitten und 
gekämpft habe, die ich beifer kennen muß, ſolche Reden böre. 2 
er Schluß wird darauf angenommen und zur Abſtimmung geſchritten; 
das Amendement Ausfeld wird abgelehnt, das Amendement Lasker 
dagegen mit großer Majorität angenommen, dafür ſtimmen auch die Alt⸗ 
iberalen mit Herrn d. Binde (Hagen) und einige Conſervative; ſodann wird 
der Art. 22 mit dem Amendement Lasker Mit großer Majorität an 


genommen. 
Cs folgt die Berathung über Art. 23. 
u Art. 23 (Der Reichstag hat das Recht, Geſetze innerhalb 
er Competenz des Bundes dorzuſchlagen“) hat 
28 bett Abg. Dr, Braun (Wiesbaden) als ſelbſtſtändigen Artikel nach Art. 
eantragt: „Der Reichstag bat das Recht, bei feinen Berathungen die 
Anweſenheit des Bundeskanzlers (und der von dem Bundesprä⸗ 
ſuium ernannten Vertreter der einzelnen Vundesverwaltungszweige) zu der⸗ 


ngen“; 

2) der Abg. Lasker: „Der Reichstag hat das Recht, Adreſſen an das 
Bundespräjte um u richten, Interpellationen zu jtellen, Beſchwerden, 
itte und andere Schriften entgegenzunehmen und fie an den Bundeskanzler 
zu überweiſen, Thatſachen durch ernehmung von Zeugen, Sachverſtändigen 
und anderen Auskunftsperſonen zu erheben und in gleicher Weiſe Commiſſio⸗ 

nen mit der Erhebung don Thatſachen zu beauftragen“; N 
der Abg. Baumſtark, den Art. 23 fo zu faſſen: „Der Reichstag 
bat das Recht, innerhalb der Competenz des Bundes Geſetze vorzuschlagen 
uber wasch. gerichtete Petitionen dem Bundesrathe reſp. Bundeskanzler zu 

en.“ 


ment Lasker, führt Redner aus, befinde ich mich nicht in directer Feindſchaft, 
ſondern trage ui deshalb Bedenken gegen daſſelbe, weil jo verſchiedene Ges 
genſtände darin zuſammengefaßt ſind, und zwar in einer Weiſe, daß ich bei 
der Zuſammenſezung des Haufed aus den verſchiedenen Parteien die Bes 
fürchtung hege, daß daſfelbe ganz abgelehnt wird und damit auch das Recht, 
worauf ich den größten Werth lege, mit zur Seite fällt; ich meine das Pe⸗ 
titionsrecht, das unentbehrliche Grundrecht des Volkes in einem conſtitutio⸗ 
nellen Staate. Die anderen im Lasker ſchen Antrage enthaltenen Dinge, find, 
ſo wichtig und nützlich ſie auch ſein mögen, doch nicht von ſo großer Bedeu⸗ 
tung und find nachträglich leicht zu erwerben. Ich bitte Sie deshalb, ſtimmen 

ie für mein Amendement, als den Rettungsverſuch des Petitions rechtes des 


Volkes! 

Abg. Dr. Braun (Wiesbaden): Ich bin auf die Tribune getreten, zu⸗ 
nächſt um meinen Antrag etwas zu modificiren. Durch Beſchluß der Mehr 
heit dieſer Verſammlung it beſchloſſen worden, von der Erwählung von Ber: 
tretern für die einzelnen . Abſtand zu nehmen. Wenn 
aber die Mehrheit dies beſchloſſen hat, ſo hat man nicht zu proteſtiren, wie 
dies neulich von einer Seite geſchehen iſt, ſondern ſich zu unterwerfen; denn 
der Reichstag ſteht über den Fractionen und das Vaterland über der Partei. 

ch unterwerfe mich alſo dieſem Beſchluſſe, und laſſe in meinem Antrage die 

orte: „und der vom Bundespräſidium ernannten Vertreter“ fallen und 
ſchiebe ſtatt deſſen ein: „als Vertreters der Bundesverwaltung“. Ich muß 
allerdings ſagen, mir iſt die Stellung des Bundesraths in der Executive, wie 
fie durch die Beſchlüſſe der Verſammlung ſtatuirt worden, nicht vollſtändig 
klar, und auch durch die Debatte darüber iſt mir keine 
Es mag dies vielleicht an mir ſelbſt liegen; ich Plane mich und überlajje 
es den zukünftigen Berathungen, dies genauer zu 


gegen perſönliche Beleidigung jemals davon Gebrauch machen. M 


Abg. Dr, Baumſtark befürwortet feinen Antrag. Gegen das Amende⸗ f 


tag hat durch Mehrheitsbeſchluß abgelehnt eine Erweiterung der Competenz 
des Bundes; er hat abgelehnt eine genauere Präcifion der Miniſterverant⸗ 
wortlichkeit. Was er nun an ertenfiven Beſorgniſſen abgelehnt hat, das hat 
er jetzt Gelegenheit, an intenſiven Befugniſſen zu ergänzen. Wir müſſen deshalb 
in die Verfaſſung aufnehmen, daß ein Mann von Fleiſch und Blut die Execu⸗ 
tive dem Landtag gegenüber vertritt. Es ſoll nicht ein ministre orateur ges 
ſchickt werden, der im Namen des Bundesraths blos ſprechen ſoll, ſondern 
eine beſtimmte Perſon, die dem Reichstag Rede und Antwort ſtehen I. 
Dadurch wird ſich die neue Bundesgewalt entſchieden zu ihrem Vortheil 
von der ehemaligen unterſcheiden. Jene war eine geheime Verſammlung von 
Geſandten, die der Nation Feine Rechenſchaft ablegte; die neue Bundesgewalt 
ſoll der Nation mit voller Offenheit Rechenſchaft ablegen. Damit iſt das 
parlamentariihe Princip gewahrt und der Keim zu einer neuen Entwickelung 
gelegt; die Autorität des Reichstages wird dadurch gekräftigt und geſtärkt 
werden. Der Reichstag bedarf aber ganz ebenſo der Autorität wie die 
Bundesgewalt, und was man dem Reichstag abſtreift, nimmt man gleichzeitig 
der Bundesgewalt; denn de Regierung kann ſich nur ſtützen auf einen Gegen⸗ 
ſtand, der im Stande iſt, Widerſtand zu leiſten. Es wird uns gegenüber 
immer hervorgehoben, wie außerordentlich ſchwierig es wäre, ſich mit den 
21 Regierungen zu verſtändigen. Wir glauben dies; aber wir als Volksver⸗ 
treter e auch dahin zu wirken, daß die Verfaſſung fo eingerichtet wird, 
daß ſie die Sanction der Particularvolksvertretungen erhält; wenn wir dies 
erſtreben, ſo erſchweren wir das Verfaſſungswerk nicht, ſondern erleichtern 
das Zuſtandekommen. — Wenn aber ein Theil der Abgeordneten für einen 
augenblicklichen Erfolg die ganze "eo unſerer verfaſſungsmäßigen Ent⸗ 
wickelung in Frage ſtellen will, ſo iſt das höchſt bedauerlich; man ſtellt dann 
für einen augenblicklichen Gewinn das ganze Capital der Zukunft in Frage; 
um einen ſüßen Apfel zu pflücken, haut man den Stamm ab und verſch 
alle Früchte der Zukunft. (Sehr wahr, links.) Es werden uns ki N 7 
Schwierigkeiten der auswärtigen Politik vorgehalten; dieſe verkenne ich keines: 
wegs. Dieſe Schwierigkeiten werden aber dadurch keineswegs beſeitigt, daß 
man den Reichstag aus dem oberſten Vertreter der Nation degradirt zu 
einem bloßen Regiſtrator der Beſchluſſe der Regierungen (ehr wahr ) zu 
einem willenloſen und einſichtsloſen Inſtrument, das Geſchehenes led 
gut heißen ſoll. (Sehr wahr!) 


Sie ſchwächen dadurch die Autorität des Reichstags, der nur dann den 
Regierungen als wirkſame Stütze dem Auslande n dienen kann, wenn 
er der Ausdruck des freien und unbeſchränkten Willens der deutſchen Nation 
iſt, und von dieſer erhabenen Stellung aus wird er die Autorität beſitzen, die 
er nöthig bat und die durch das Verfaſſungswerk fanctionirt werden muß. 
Wenn der Fall einer wirklichen Verwickelung mit dem Auslande ein⸗ 
treten ſollte — was ich allerdings von meinem Standpunkte aus zur N 
nicht beurtheilen kann, wovon aber wohl nicht ganz unverdächtige 
vorliegen — dann würden wir, der ganze Reichstag, ohne Unterſ 
an von rechts bis nach links, zeigen, daß wir die Sicherheit 2 — 
ellen als ſogar 8 das Vaterland höher als jede Partei, 
ſelbſt wie die eigene Partei. (Beifall.) 5 
Präſident der Bundescommiſſarien Graf Bismarck: Ich glaube, der 
Herr Vorredner ſchlägt das Gewicht des Bundeskanzlers doch zu hoch an, 
wenn er der Meinung ift, daß ohne feine Anweſenheit unter Umſtänden der 
Reichstag auf die Linie zurückfallen kann, die er bezeichnet hat, ch te 
dieſen Zuſatz eigentlich für überflüſſig. Die Regierungen haben ja das größte 
und dringendſte Intereſſe, ihre Angelegenheiten beim Reichstage zu vertreten 
und hier zu erſcheinen. Ich kann mir nur in dem Falle die Abweſenheit jedes 
Vertreters der Regierungen als möglich denken, daß eben die Regierungen 
ein dringendes Bedürfniß ha ten, über die vorliegende Frage zu 1 
Wollen Sie nun in dem Falle gewiſſermaßen durch einen 
Bundeskanzler zwingen, daß er ſich Ihnen zeigt, jo weiß ich doch nicht, wenn 
ich mich in ſeine Stelle denke, welche Gewalt, welche parlamentariſche nämlich 
mich zwingen könnte, zu reden, wenn ich ſchweigen will, und die bloße ſchwei⸗ 
ende Anweſenheit würde unter Umſtänden für die Regierungen eine Ver⸗ 
egenheit, für die perſönlich Betheiligten gewiß eine fein, namentlich aber in 
auswärtigen Fragen unter Umſtänden auch für die Regierungen. Es kann 
ja fein, daß gerade durch ihre Abweſenheit die Regierung die Verhandlungen 
des Reichstages von jeder Rückſicht entbinden wollte; es kann ja ſein, daß fie 
ſchweigen will und jedes Schweigen erſcheint wie Zustimmung, N 
wirklich dabei ſigt. Aber ich kann mir nur ſehr wenig Fälle der Art denken, 
wo die Regierungen darüber einig ſein ſollten, trotz des vom Reichstage 
geäußerten Wunſches nicht zu erſcheinen. Das ſähe ganz fo aus wie mu 
willige Händelſucht, wie ein muthwilliges Verzichten auf das, was man dem 
Reichstage gegenüber vertreten muß. 
werden, jo müßte ich doch jedenfalls wünſchen, daß doch irgend eine facultas 
substituendi für den Reichskanzler hinzugefügt würde, damit die Verpflichtung 


nicht auf dieſer einen Perſon, die doch immer von Fleiſch und Blut iſt, allein 


laſtet, die unter Umſtänden bei dem beſten Willen außer Stande ſein kann, 
ihr zu genügen. RE 
Abg. Dr. Braun (Wiesbaden): In Folge der Erklärungen des Herrn 
Präſidenten der Bundescommiſſarien ändere ich meinen Antrag dahin, daß 
ich die vorhin eingeſchobenen Worte „als Vertreters der Bundes⸗ 


verwaltung“ wieder zurückziehe und ftatt derſelben einſchalte hinter „Bun⸗ 


deslanzler“ die Worte: „oder deſſen Stellvertreter“. 

Abg. Scherer: M. H.! Ich empfehle Ihnen das Amendement Baumſtark 
und bitte das Amendement Lasker abzulehnen. Auch ich halte die Competenz 
des Reichstags, wie ſie Art. 23 will, für zu eng bemeſſen und namentlich das 


Petttionsrecht für fehr nützlich. Sie haben wiederholt gehört, "daß die Fort. 


entwidelung der Reichsverfaſſung dazu dienen wird, die Einzelftaaten zu ver⸗ 
anlaſſen, den Schäden, die in ihnen offen liegen, Abhilfe zu 


währen, was dem allgemeinen Bedürfniß entſpricht. Dagegen habe i gegen 
die weitergehenden Forderungen des Amendements Lasker große 88 
Der Herr Präſident der Bundes⸗Commiſſarien hat ſchon erklärt, daß er kein 
Bedenken trage, Interpellationen zu beantworten. Damit können wir uns 
begnügen. Eine berfaſſungsmäßige Pflicht zur Beantwortung von Int 
latlonen aufzuſtellen, iſt untbunlich. Daſſelbe gilt von dem Rechte der Adreſſen, 
da kein verantwortliches Ministerium da iſt und der Bundesrath, an den fie 
zu richten ſein würden, nicht leichte Mühe haben dürfte, ſich e Ant⸗ 
wort 15 zu machen. 
anbetrifft, jo dürfte eine Commiſſion zur Erhebung von Thatſachen nur ſehr 
geringe Reſultate erzielen. Wenn die Regierungen geneigt 2 

tage in Feſtſtellung gewiſſer Thatſachen zu Hilfe zu kommen, dann iſt eine 
olche Commiſſion unndthig, und wenn die Regierungen widerſtreben, dann iſt 
ihre Wirkſamkeit eine völlig vergebliche und konnte höchſtens dazu führen, 
unnbthige Conflicte hervorzurufen. 3 


Adreſſen zu erlaſſen, halte ich für ein ſelbſtverſtändliches. Der Reichstag 
wird durch eine Thronrede eröffnet, in der die Regierungen ihre Anſichten 
- 2 i icher, als daß der Reichstag ante 


t ſein 
bn. Hes fn der Interp 


r Rede ſtehen; in 
und deshalb muß dem gane e 


des Reichstages ouch 4 — mit der 


inklange iſt, und der 
dann thun? (Heiterkeit 


ei 


wird, im Reichstage zu 


Erw ‚dv j 7 
2 l e zufrieden Ton Ken Aer as Pe Siüden Jh been 
Punze 0 erſcheinen. Ich bitte Sie, 


en men. 


wenn man 


Sollte die Beſtimmung angenommen 


j 8 / zu gewähren und ih 
zweifle nicht, daß gerade die Petitionen, die an den Reichstag in dieſer Ber ⸗ 
ziehung gelangen, die einzelnen Regierungen anſpornen werden, das zu ger 


Was den letzten Punkt des Amendements Lasker 


die Befugniß der Inte "SU 
1 5 end g wwelation zufteben. Das | 


Bei⸗ 

ungsbeſtimmungen unausgeführt geblieben oder 
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Abg. Aßmann ftellt zu dem Amendement rb den Zufapantrag _ 
hinter den Worten „hat das Recht“ In an das Bundes 
ormuliren. — Der Reichs⸗Ipräſidium zu ine Base el und“. : 


aftbefehl den 


\ 

* 

Bar 
1 


IT U re u 
r 


Gegenprobe ebenſo wenig. Die Zählun 


es zuläaſſig ſei, die Abgeordneten, welche bei der Zählung, wie diesmal ge⸗ 


ich nehme den Antrag auf nament 


des Bundesrathes unter Zuſtimmung des Präſidiums erforderlich.“ 


ſpricht an ſich gegen eine 6jährige Legislaturperiode. 


f 910 
Abg. v. Vincke (Hagen): Der Herr Abg. für Wiesbaden hat uns davor] auch durch eine Auflöſung des Reichstags einer ſolchen Veränderung Rech⸗ 
gewarnt, um eines fühen Apfels willen den ganzen Baum zu Grunde gehen nung tragen könnten, jo iſt dieſes Mittel doch immer ein letztes und viel 
zu laſſen und ich erlaube mir der Meinung zu fein, ta er mit dieſem Gleich⸗ beſſer, wenn die Auflöfung durch die Legislaturperiode ſelbſt ia vollzieht. 
niß die eigene Partei geſchlagen hat. Wer ſoll denn der Baum fein? Wahr: Vielleicht hat man aber die längere Legislaturperiode nur mit Rückſicht auf 


ſcheinlich doch die Verfaſſung und der ſüße Apfel find dann die Decorationen, den Militäretat in Vorſchlag gebracht. Das wäre aber ein ſchlechtes Mittel, P 


mit denen er und feine Freunde den Baum behängen wollen. (Heiterkeit) Wir] deſſen Intereſſen wahrzunehmen. Unſere Nachfolger find durch unſere Ber 
wollen den Baum nicht um die Hoffnung, ſolche ſüße Aepfel eſſen zu können, ſchlüſſe gebunden, uns ſelbſt aber könnte es nicht Ba par die Conceſſion, zu 
zu Grunde richten. Im Uebrigen iſt die Verfaſſung von erheblichen Aenderun⸗ der wir uns verſtehen ſollen, noch gar durch eine Verſchlechterung der Ver: 
en bereits nicht unberührt geblieben. Ich erinnere ihn an feine eigenen faſſung zu erkaufen. Herr v. Vincke hat uns verſchiedentlich gejagt, wir ſollten 
nträge, an Artikel 4 und an die heutigen Beſchlüſſe. Sit nicht von mir uns mit unſeren Wünſchen auf Verbeſſerungen beſcheiden; daraus aber ſollte 
und meinen 0 ein Amendement ausgegangen, welches ausdrücklich er doch nicht 5 nehmen, uns mit ſolchen Verſchlechterungen zu 
ſagt, daß der Bundeskanzler verantwortlich iſt? Glaubt er, daß darum Alles kommen. Wenn die Regierungen mit einer dreijährigen Legislaturperiode zu⸗ 
verloren 1ſt, daß wir den herben Antrag ſeiner Freunde nicht angenommen haben? frieden find, jo können wir es erſt recht. Schließlich kommt noch hinzu, daß 
Ich kann alſo in der That nicht einſehen, was feine Warnung bedeuten foll. | wir die Diätenfrage zu behandeln haben werden, und ich hege die Hoffnung, 
Gewiß würde es nicht wohlgethan fein, in der Vorberathung irgend einen] daß Sie ſich für die Zahlung von Diäten entſcheiden werden. Sollte das 
ſolchen Antrag anzunehmen, um denſelben bei der Schlußberathung, wenn nicht der Fall fein, dann würde das Uebel, das in der Verweigerung der 
vielleicht beſondere Rückſichten geltend gemacht worden find, doch abzulehnen. | Diäten liegt, durch die Verdoppelung der Legislaturperiode geradezu verdop⸗ 
Wenn die Autorität des Reichstages gewahrt werden, wenn er nicht blos ein pelt werden. Es giebt jo Manchen, der ſich entſchloſſen hat, das perfönliche 
Registrator ſein foll, dann müſſen die entſcheidenden Beſchluſſe gleich bei der Opfer, das er jetzt bringt, auf die Dauer von drei Jahren zu bringen, aber 
Vorberathung gefaßt werden. Wir verhandeln hier öffentlich und zwar in⸗ nicht länger. Ich bitte Sie, nehmen Sie die Vorlage der Regierung an. 
mitten der geſpannten Lage Europa's. Fürchten wenden wir uns nicht, aber] Abg. Fürſt zu Solms: Unſer Antrag enthält eine Beſtimmung, die in 
wir wollen uns auch nicht unſern Einfluß in Europa ſchmälern laſſen und vielen Voltsvertretungen ſehr befriedigende Reſultate gehabt hat, und hat den 
das muß geſchehen, wenn beobachtet wird, wie bald mit drei Stimmen Ma⸗ Zweck, etwas mehr Conſtantes, Einheitliches in die Volksvertretung zu brin⸗ 
jorität gegen, bald mit zwei für die Regierung entſchieden wird. gen. Allerdings wäre es noch nebenbei in hohem Grade zu wünſchen, wenn 
„Wenn ich mit meinen Freunden zu ſeiner Meinung überginge, dann wäre] die verbündeten Regierungen ſich veranlaßt ſähen, eine Beſtimmung dem Ent: 
die Regierung in entſchiedener Minorität und das darf nicht ſein. Er hat] wurfe an: durch die feitgefeßt würde, daß diejenigen nach der Kopf: 
alſo kein Recht, der Majorität Vorwürfe zu machen und follte fie lieber an] zahl des ſtehenden Heeres berechneten Beiträge, von welchen der Artikel 58 
ſeine eigene Perſon richten. Decorative Verſchönerungen des Verfaſſungs⸗ redet, in beſtimmten vorher feſtgeſetzten Zeiträumen zu revidiren, d. h. im 
Entwurfs brauchen wir nicht. Was feinen Antrag anbetrifft, den Bundes⸗ Wege der Bundesgeſetzgebung neu Mfhufellen wären. Meine Freunde und 
kanzler vorzuladen, fo ift er in dieſer Form unthunlich. Den Miniſtern liegt] ich haben die Abſicht, bei Gelegenheit jenes Artikels einen bezüglichen Antrag 
ſelbſt daran, ihre Vorlagen zu vertheidigen, aber man kann fie zum Reden zu ſtellen, und wollen in demſelben gleichfalls einen 6jährigen Zeitraum vor⸗ 
nicht zwingen. Ueber das Amendement Lasker nur zwei Worte. Die Adreſſe ane Der Zuſammenhang zwiſchen beiden Anträgen iſt einleuchtend; 
würde nicht an eine Einzelregierung, ſondern an die Bundesregierung zu rich⸗ wird jener Antrag angenommen, ſo iſt es gewiß ſehr zweckmäßig, daß auch 
ten fein, das heißt an den Bundesrath und was das bedeutet, muß Jedem die Legislaturperiode auf 6 Jahre feſtgeſetzt wird, nämlich auf den nämlichen 
klar fein. Das Recht der Interpellation ſteht in keiner Verfaſſung, auch nicht | Zeitraum, nach deſſen Ablauf die Reviſion vorzunehmen wäre. 
in der preußiſchen, ſondern nur in der Geſchäftsordnung des preußiſchen Ab: Abg. Fries empfiehlt die Amendements des Abg. v. Unruh. 
geordnetenhauſes und dabei können auch wir es bewenden laſſen. Das Recht Abg. v. Vincke (Hagen): Der verehrte Abg. für Osnabrück hat uns der 
der Beſchwerde, mit dem der Abg. Rewitzer ſich beſchäſtigt hat, ſtand blos in] Inconſequenz beſchuldigt, weil wir uns mit dieſem Amendement hervorgewagt 
dem Ausfeld ſchen Amendement und das ift zurückgezogen. Wir können das haben. Ich erlaube mir, ihm ganz einfach folgenden Vorſchlag zu machen: 
Beſchwerderecht alſo auf ſich beruhen laſſen. Was endlich das Recht der Zeus wir wollen auf dies und auf alle Amendements verzichten, wenn Sie gleich⸗ 
Fee, Feſtſtellung von Thatſachen u. ſ. w. anbetrifft, jo hat der falls auf alle verzichten wollen (Heiterkeit); das iſt ein einfacher Handels 
ntragſteller doch blos an den eigenen Staat denken können. In der preußi⸗ vertrag, überlegen Sie ſich das! Und wenn er mir ein Verbrechen daraus 
ſchen Verfaſſung iſt dieſes Recht verſtändlich, in der Wann t fo nicht. gemacht, ein beſonderes Amendement geſtellt zu haben, ſo meine ich doch, ich 
Nun hat uns der Abgeordnete für Wiesbaden noch ermahnt, wir ſollten doch] bleibe damit noch weit hinter der Menge ſeiner Amendements zurück; wenn 
die Sanction durch die Einzellandtage im Auge behalten. Meine Herren! ich daher mal ein's ſtelle, jo nehmen Sie es mir nicht gleich übel. (Heiter- 
Wir, die Vertreter des ganzen deutſchen Volkes im norddeutſchen Bunde, wir keit.) Ich habe auch nicht an den Militär⸗Etat gedacht, als ich daſſelbe ein⸗ 
follen vor jedem der 22 Einzellandtage geborſamſt Reverenz machen? Wir, brachte, dergleichen Nebenrückſichten waren mir fern; unſerem Antrage liegt 
die auf Grund des allgemeinen Stimmrechts gewählt find, ſollen einen Bück⸗ ganz einfach zu Grunde, was der Herr Abg. Fürſt zu Solms hervorgehoben 
ling machen vor denen, die aus dem Dreiklaſſenwahlgeſetz hervorgegangen hat, am allerwenigſten aber ein Mißtrauen gegen das allgemeine Wahlrecht. 
ind? Wir ſollten auf fie, deren Beſchlüſſe die unſerigen derogiren, zurück-] Aber wäre das auch bei uns der Fall, gerade die Verehrer des allgemeinen 
klicken, während fie in jedem Augenblicke, wenn fie nicht thun, was die Na⸗ Wahlrechts ſollten doch um fo mehr das Zutrauen haben zu dem Volke, daß 
tion, deren Vertreter wir find, verlangt, aufgelöſt werden können, während ſes nicht alle Augenblicke feine Meinung ändern werde und ſollten deshalb 
jeden Augenblick von ihnen an die Entſcheidung der Nation appellirt werden für dieſen Antrag ſtimmen. Warum hat man in England die dreijährige 
kann. Solche Argumente find nicht viel beſſer als Brombeeren. (Heiterkeit.) | Barlamentsperiode in eine fiebenjährige Parlamentsperiode umgeändert? 
Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen. Es folgen per⸗ Weil man die Vertreter des Volkes möglichſt unabhängig ſtellen wollte von 
ſoͤnliche Bemerkungen. ihren Committenten, weil man die Sucht nach Popularität fürchtete. Und 
Abg. Dr. Braun (Wiesbaden): Der Abgeordnete für Hagen hat mir die nur in einer langen Legislaturperiode ift eine gewiſſe Solidarität und Con⸗ 
Abſicht untergeſchoben, als hätte ich die Haltung der bisherigen Majorität | ſequenz der Meinungen moglich, und nicht ein Umſchlag von 3 zu 3 Jahren 
getadelt. Ich muß dies um fo mehr zurückweiſen, als ich ſelbſt in vielen Stücken] von links nach rechts und von rechts nach links zu erwarten. Daß ferner 
zu dieſer Majorität gehört babe. nach der Seite des Volks hin doppelte Wahlen nicht erſprießlich ſind, brauche 
Abg. v. Vincke (Hagen): Ich kann dem Abg. Braun und uns nur Glück fich wohl nicht zu beweiſen, namentlich fo lange noch nach zwei berſchiedenen 
dazu wünſchen, daß er in vielen Stücken zur Majorität gehört hat. Syſtemen gewählt wird und es iſt daher jede Beſtimmung, durch die dieſer 
Es wird zur Abſtimmung geſchritten. — Abg. Graf Schwerin beantragt] Uebelſtand in Etwas gehoben wird, nur wünſchenswerth. — Redner ſchließt 


. Beten des Lasker'ſchen Antrags, womit ſich Abg. Lasker einverſtanden] damit, daß er die Bedeutung eines ftabilen und conſequenten Parlamentes 
erklärt. 


t 8 Dr } namentlich für die nächſten Jahre hervorhebt. 

Die gewöhnliche Art der Abſtimmung durch Aufftehen ergiebt keine er⸗ Abg. Dr. Gneiſt: Ich wüßte wenige Fragen, die ſo nüchtern behandelt 
kennbare Majorität für den erſten Theil des Lasker ſchen Amendements, die werden könnten als dieſe Frage nach einer Verbeſſerung, die eine zweiſchnei⸗ 
„wenig. D Aung ftellt 126 Stimmen für, 134 gegen] dige, gefährliche Natur an fi trägt. Die Herren Antragfteller rechnen ohne 
. 8 (Dafür die Linke, die Nationalliberalen und einige Bin mit | Zweifel ſicher, wenn fie annehmen, daß der conſervative Beſitz im Augenblicke 

raf Schwerin, v. Sybel, ferner die Polen und die beiden Dänen. Da⸗ über einige Millionen Stimmen mehr verfügt als der liberale Beſitz. Aber 
egen die Conſervativen, v. Rothſchild und auch die beiden v. Vincke.) — über mehr Stimmen als jeder von beiden verfügt in dieſer Maſchinerie die 
bg. Kratz jtellt einen Antrag auf namentliche Abſtimmung, zieht denſelben Rechnung m und Polizeigewalt des Staates. Dieſer dritte Factor macht jede 
aber gleich wieder zurück. 5 Rechnung unſicher. Sind die Herren Antragſteller, indem ſie nun dem zu⸗ 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc fragt den Präſidenten um feine Meinung, ob] nächſt zu bildenden Zuſtande eine ſo lange Dauer geben wollen, unter allen 

} ie d Umjtänden ſicher, daß fie die Rechnung nicht ohne den Wirth gemacht haben, 
ſchehen, den Wunſch ausdrücken, nicht mitgezählt zu werden, wirklich von der] und zwar nicht ohne den eigentlichen Wirth im Haufe? Wir werden ſehr bald 
Zählung auszuschließen. Diesmal habe er dem Wunſche nachgeben zu müſſen empfinden, daß eine Form und Maſchine, die vorläufig nur auf das Papier 
geglaubt und drei Abgeordnete nicht mitgezählt. - un [oegeichnet iſt, ſich nun auch wirklich anfangen wird zu bewegen. Und nun 

Präfident Dr. Simon: Im Saale anweſend ſein und doch nicht films ſetzen Sie den Fall, daß eine chambre introuvable zu Stande kommt, daß 
men, ſteht Keinem zu. Ich möchte wiſſen, wohin dies führen ſollte. Man dieſe alle möglichen Beſchlüſſe faßt, daß fie alle in den einzelnen Kammern 
denke ſich nur die Conſequenz, daß das ganze Haus ſagte, es wolle weder] ihr entgegenſtehenden Rechte und Geſetze aufhebt, daß fie namentlich aufbebt, 
ſitzend noch ſtehend gezählt werden. (Heiterkeit. ) was Ihnen, m. 95 das Werthvollſte iſt, die politiſchen Rechte des Beſitzes, iſt 

Abg. v. Hilgers: Die Sählung hat ein ſehr unſicheres Reſultat gegeben: es da nicht wahrhaftig genug, wenn eine ſolche Einrichtung nur 3 Jahre zu 

iche Abſtimmung wieder auf. (Bewegung arbeiten hat? Ich will nicht jo weit gehen, diejenigen Amendements, die dieſe 


rechts.) Zeit erweitern wollen, Verſchlechterungsanträge zu nennen; ich will ſie ſogar 
Präſtdent Dr. Simſon: Nachdem das Reſultat der Zählung verkündet, als Verſchönerungsanträge bezeichnen, aber ich bin überzeugt, fie gehören zu 
wurde ein Antrag anf namentliche Abſtimmung geſtellt. Dieſer Antrag iſt] den Verſchönerungsmitteln, die ſehr leicht der Geſundheit gefährlich werden. 
zurückgezogen und kann nicht wieder aufgenommen werden. (Widerſpruch Abg. Graf Schwerin: Ich weiche in dieſer Frage ab von den politi⸗ 
inks. ; 4 . ſchen Freunden, mit denen ich bisher zuſammen geſtimmt habe; ich glaube 
Abg. v. Hilgers: Jeder Antrag kann wieder aufgenommen werden. aber, daß ich für den von jener Seite geſtellten Antrag ſtimmen kann, ohne 
(Zuſtimmung links.) i 5 l : dabei den Grundſätzen untreu zu werden, welche ich bisher bei der Berathung 
Präſident Dr. Simſon: Die Sache iſt Hg da der Abg. Kratz feinen | dieſer Verfaſſung befolgt. Ich frage mich einfach, kannſt du für dies Amen: 
Antrag zurückgezogen hat. Wir kommen zur Abſtimmung über den zweiten] dement ſtimmen, ift die Annahme deſſelben eine Verbeſſerung des Entwurfs, 
Theil des Antrags Lasker. : a und wenn das meiner Anſicht nach der Fall iſt, ſo ſtimme ich für daſſelbe. 
Derſelbe wird gleichfalls abgelehnt. Es folgt die Abſtimmung über den] Ich betrachte auch dies Amendement als eine Verbeſſerung. Von dem Miß⸗ 
Antrag Braun, welche wieder kein erkennbares Reſultat herausſtellt. Die trauen gegen das allgemeine Wahlrecht kann ich mich allerdings nicht frei⸗ 
50 ung ergiest 124 Stimmen für, 135 Stimmen gegen den Antrag. Abg. ſprechen; ich bin kein Freund deſſelben. Die Corrective aber, die der Ent⸗ 
. Härnſer beantragt namentliche Abſtimmung. Bei derſelben ſtimmen wurf gegen die Gefahren des allgemeinen Wahlrechts enthält, find der Art, 
120 für, 136 gegen den Antrag, der damit abgelehnt iſt. Mit der Minorität] daß fie dieſelben, ſtatt fie iu vermindern, noch vermehren; ich habe mich des⸗ 
immen Dr. Simſon und Graf Schwerin; mit der Majorität beide Binde halb gefreut, daß die Ausſchließung der Beamten nicht beſchloſſen worden iſt; 
mit den conferbariven Sachſen und Hannoveranern. — Schließlich wird das ich werde aus demſelben Grunde auch gegen Artikel 28 des Entwurfs ſtim⸗ 
Amendement Baumſtark, nachdem auch das Unter⸗Amendement Aßmann] men. Aus demſelben Grunde aber bin ich auch für eine lange Wahlperiode. 
abgelehnt, mit großer Majorität angenommen. Diel Gefahr, die ich dadurch vermeiden will, liegt hauptſächlich in den großen 
Art. 24 lautet: „Die Legislaturperiode des Reichstages dauert drei] Schwankungen von der einen extremen Seite zur anderen extremen Seite, die 
Jahre. Zur Auflösung des Reichstages während derſelben iſt ein Beſchluß | fie entweder äußerſt reactionär oder Außerft demokratiſch ausfallen laſſen. 
5 . Dadurch wird die Stabilität der Staatsgeſchäfte weſentlich alterirt. Dagegen 
Abg. Graf Baſſewitz beantragt, den erſten Satz jo zu fallen: „Die iſt es ein auch in der Natur der Sache begründeter Erfahrungsſatz, daf 
Legislaturperlode des Reichstages dauert ſechs Jahre.“ — Und der Abg. ſelbſt die extremſten Parteien im Kaufe der Zeit gemäßigter werden; in 
Baumſtark: fünf Jahre. Kammern mit langer Legislaturperiode kann alſo weit eber ein ftetiger 
Hinter Artikel 24 beantragt Abg. v. Un ruh einzuſchalten: „Art. —. Im politiſcher Gedanke Fine Entwickelung nehmen. Dazu kommt noch, daß zu 
Falle der Auflöſung des Reichstages müſſen innerhalb eines Zeitraumes don] häufig wiederholte Wahlen im Volke das Gefühl für die Wichtigkeit der 
60 Tagen nach derſelben die Wähler und innerhalb eines Zeitraums von] Wahlen abſtumpfen. 
90 Tagen nach der Auflöſung der Reichstag versammelt werden. — Art. —.] Abg. Lasker: Der Abgeordnete für Hagen führt oft zur Erläuterung 
Ohne Zulmmung des Reichstages darf die Vertagung deſſelben die Srift | feiner Berurtionen Beispiele an, die dem Aeußeren nach etwas zu beweisen 
don 30 Tagen nicht überſteigen und während derſelben Seſſion nicht wieder⸗ scheinen, die aber die Materie nicht erſchöpfen und, wenn man näher zuſchaut, 
holt werden. \ . Miquel 4 unrichtig ſind. Seine Auffaſſung von 15 Verhältniſſen iſt jo unrichtig, 
Die Rednerliſte ergiebt für die Vorlage: que ei. Fries, gepen daß Jeder, der mit denſelben, was die Wahlen anbelangt, vertraut ift, gar 
ame dür Solms, v. Vincke (Hagen), Graf Schwerin, Graf zu 8 bedürfen en Es iſt u 120 17 Grund geweſen, 
ulenburg. . e. er die Verlängerung der Legislaturperiode in England herbeiführte. Ein 
Abg. Miquel: Ich muß mich gegen die Amendements erklären.] antijacobitiſches Parlament füßete dieſe Maßregel Fi damit nicht bad ein 
Denn der Grundsatz, daß Aenderungen des Verfaſſungsentwurfs nicht zus) anderes Parlament im jacobitiſchen Intereſſe gewählt werden ſollte. Der 
läſſig find, irgend Berechtigung hat, dann muß er — bei dieſem Ar⸗ 
titel zur Anwendung kommen, und ich begreife nicht, weshalb die Herren, die . 
uns ſo lange dieſen Grundſatz vorgepredigt haben, gerade hier eine Ausnahme | jih die Frage beantworten follen, ob denn ein Parlament in England fein 
machen wollen. Man muß ſich doch hüten, den Entwurf geradezu zu ver⸗ natürliches Leben auslebt, und da würde er denn gefunden haben, daß ſeit 
chlechtern, und ich weiß für dieſe Amendements in der That kein anderes einem Menſchenalter kein Parlament 7 Jahre alt geworden iſt und daß, als 
Rotid als ein gewiſſes Mißtrauen gegen das allgemeine Stimmrecht und unter Palmerſton ein Parlament fein fünftes Jahr erreichte, man über 
einen anderen Hintergedanken, den ich ſpäter berühren werde. Was das all: | Stagnation zu klagen anfing. ft aber ſeit einem Menſchenalter kein Ge⸗ 
gemeine Stimmrecht anbelangt, jo iſt bisher darauf nicht genug Gewicht ge brauch gemacht worden von einer ſiebenjährigen Legislaturperiode, ſo frage 
legt, was es in dem gegenwaͤrtigen ug bedeutet, nämlich einen Appell] ich, ob der Abg. Binde wohl mit Grund darauf Bezug genommen hat. 
an alle Klaſſen des deutichen Volles, ſich einmüthig an der Bildung des neuen Das heißt Citate aus fremden Ländern mißbrauchen und nicht fie richtig 
deutſchen Staates zu betheiligen, einen Appell an alle Deutſchen, 1 von der anwenden. Offenbar hat die Regierung vorausgeſetzt, daß man eine reactio⸗ 
Beſchränktheit der Gemeinde, des Einzel⸗Intereſſes, des Particularſtaats zu näre Tendenz darin ſehen würde, wenn ſie in dem Entwurfe unſere dreijährige 
befreien. Deshalb iſt vas allgemeine Stimmrecht jetzt ebenſo nothwendig wie preußiſche Wahlperiode verlängerte; und jetzt ſehen wir ſogar aus Kreiſen, 
die allgemeine Wehrpflicht. die ſogar einigen Zuſammenhang mit der liberalen Partei haben, dergleichen 
M. H.“ Man mag für die Amendements manche Gründe anzuführen] Anträge stellen! Wie kann ſich da Herr v. Vincke wundern, wenn man das 
haben, fie verſchwinden fämmtlich vor der Gefahr für die einheitliche Ent⸗ Verſchlechterungsanträge nennt? Und wir, meine Freunde und ich, legen in 
widelung, die darin liegt, daß zwiſchen dem Reichstage und den Einzelland⸗ der That auf dieſe Frage ein ganz außerordentliches Gewicht und es würde 
tagen, namentlich dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe ein 2 Gegenſatz] viele meiner Freunde dem ganzen Entwurfe abwendig machen, wenn die 
beſtehen bleibt. Diele Gefahr wird verdoppelt bei einer Verſchiedenheit der] Wahlperiode verlängert werden ſollte. In aufgeregten Zeiten wird auch in 
Legislaturperiode. Wir ſtehen heute in einer raſchlebenden Zeit, und das] die Wahl dieſer Typus bineingetragen werden, gegen ſolch Parlament bleibt 
5 1 Die Situation kann ſich immer das Mittel der Auflöſung; lange Parlamente dagegen werden Sie 
in drei Jahren ſchon vollſtändig verändert haben und wenn die Regierungen! ſtets nur zu Zeiten der Ruhe haben! (Bravo.) 


Herr Abgeordnete hätte, wenn er überhaupt einmal auf England Bezug 
enommen, auch etwas tiefer in die engliſchen Verbältniſſe hineinſchauen und 
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Ein Antrag auf Schluß wird abgelehnt. 

Abg. Graf zu Eulenburg: Die Argumente des Herrn Porrernart 
haben mich von jedem Bedenken gegen die Anträge, gegen welche fie gerichtet 
waren, befreit. Er bat ſelbſt auf die Thatſache hingewieſen, daß die engliſchen 
arlamente die dreijährige Lebensdauer des preußiſchen Landtages durch⸗ 
ſchnittlich um fo viele Jahre übertreffen, als etwa in den Amendements vor⸗ 
geſchlagen ſind. Die längere Dauer bietet den Vortheil dar, daß ſie der Re⸗ 
gierung die Auswahl des Momentes für Neuwahlen überläßt, ohne die Un⸗ 
abhängi⸗keit der Abgeordneten zu ſchädigen. Vielmehr wird die letztere ger 
ſtärkt, indem ſie den Moment . macht, in welchem der Abgeordnete 
ängſtlich wird und ſeiner Wiederwahl wegen nach den Wählern ſchielt. 36 
laſſe das gewaltige Material von Hintergedanken, das der Abg. Miquel bins 
ter den Anträgen ſucht, bei Seite und verſichere, daß ich fie nur deshalb be⸗ 
fürworte, weil ſie eine größere Garantie für die Thätigkeit des Parlaments, 
die ſtetige Entwickelung des Bundes bieten und weil ſie die Bedeutung des 
Parlaments nicht herabdrücken, ſondern erhöhen. Es leitet mich dabei nicht 
die Verlockung eines momentanen Erfolges oder ein Mißtrauen gegen das 
ollgemeine Wahlrecht, obwohl dei dem Mangel eines Oberhauſes eine auf 
die Stetigkeit unſeres Werkes hinwirkende Beſtimmung willkommen ſein muß. 

Wenn dem Parlament möͤglichſt häufig an die Quelle ſeiner Exiſtenz und 
Verjüngung heranzutreten empfohlen wird, damit es das wahre Bild der 
Nation darſtelle, ſo wird es, fürchte ich, auf dieſem Wege oft das Zerrbild 
der öffentlichen Meinung wiederſpiegeln. Der Abg. Gneiſt nennt die Anträge 
auf 5⸗ und 6jährige Dauer Verſchönerungsmittel für die Deriafung, ein we⸗ 
niger zutreffendes Gleichniß habe ich kaum im Leben gehört. ir denken 
hier nicht an ihre Schönheit, ſondern an ihre Dauerhaftigkeit und jene Ans 
träge ſollen, wenn ſchon einmal in Gleichniſſen geſprochen wird, ein Pflaſter 
ſein und zwar ein heilſames. Bei der Wahl zwiſchen 5⸗ und 6jähriger Dauer 
verdient die letztere den A. weil bei ihr die Wahlen mit denen zum 
preußiſchen Landtage niemals bei der 5jährigen, aber alle 15 Jahre zuſam⸗ 
mentreffen. Ich frage: Wenn in England die geſammte conferbative Partei, 
die liberale mit eingeſchloſſen, an die Abkürzung der Parlamentdauer nicht 
denkt, welche denkt denn daran? Nur diejenige, von der ich nicht wünſche, 
daß ſie jemals in dieſem Haufe herrſche. (Lebhafter Beifall rechts.) 

Ein Antrag auf Schluß wird wiederum abgelehnt. 2 

Abg. Waldeck: Die gegen die dreijährige Dauer ſprechen, wie die Abgg. 
v. Vincke und Graf Schwerin, wüthen nicht nur gegen ihr eigenes Fleiſch, 
ſondern gegen die Entwickelungsgeſchichte unſerer Verfaſſung überhaupt, und 
der preußiſche Landtag, wenn er auch die Berathung des Militär⸗ und Ma⸗ 
rineweſens an dies Parlament abgeben foll, bleibt doch immer die Vertretung 
von 24 Millionen. Wollen Sie den Reichstag ſo impotent machen, wie der 
Entwurf es thut, fo wäre allerdings der Streit über die Legislaturperiode 
ein nichtiger. Wollen Sie ihn aber mit dem Abg. v. Vincke zu einem 
Schrecken Europas machen — wahrſcheinlich beabſichtigt er ihn in Zukunft 
etwas ſtärker zu machen, als er jetzt iſt — (Heiterkeit), fo muſſen Sie ſich 
die Frage doch zweimal vorlegen. Tappen wir doch nicht blindlings in dieſe 
wichtige Frage hinein! Im Jahre 1848 ſchlug das Minifterium Camphauſen, 
dem der Graf Schwerin angehörte, für die preußiſche Vertretung vierjährige 
Dauer vor und zwar ſollte die Hälfte der Mitglieder alle zwei Jahre aus⸗ 
ſcheiden. Die National⸗Verſammlung lehnte dieſen Vorſchlag, wie die An⸗ 
träge auf ein⸗ und zweijährige eg ab und entſchied ſich für 
die dreijährige, als für einen Mittelweg. Die Regierung acceptirte fie. . 

Nun verweiſt man uns auf England: wer hält denn aber dort an der 
Tjährigen Dauer der Legislaturperiode feſt außer den Torys, die gegen die 
Reformbill, gegen die Emancipation der Katholiken und der Sclaven, alſo 
gegen die drei größten Erfolge 8 in dieſem Jahrhundert, waren, 
die in England errungen wurden? Man wäre die ſiebenjährige Dauer auch 
in England gern los, wenn England nicht durch die Achtung vor der Ent⸗ 
wickelung ſeines Rechtes gebunden wäre; hätte man dort die freie Hand an 
die Errichtung eines Neubaues zu legen, ſo dächte außer den Torys Niemand 
an die 7jährige Dauer. Hat es denn bei uns an Reaction gefehlt? Ich 
bitte Sie um Gotteswillen, in den 1 7 Jahren jenes Miniſteriums Man⸗ 
teuffel, das der Abg. v. Vincke eine Zeit lang das „glücklich beſeitigte“ nannte, 
ging es doch wahrhaftig mit Keulenſchlägen gegen unſere Verfaſſung los, da 
wurde ein Stein nach dem andern fortgenommen, da blieb zuletzt ein Gebäude 
ſtehen, von dem man nicht mehr weiß, in welchem Bauſtyl es gebaut war. 
Es gab da angeflidte Ruinen, gothiſchen, modernen Bauſtyl — man wußte 
ſelbſt nicht wie. Bleiben wir doch um Gotteswillen in der Conſequenz un⸗ 
jerer 8 machen hier nicht ſolche ganz unberechtigte, in der Luft 
ſchwebende Baupläne, denen eine Oberdufſichtsbebörde für politiſche Bau⸗ 
Conceſſionen nie und nimmer ihre Zuſtimmung ertheilen könnte. Dach un 
Fach, unter das man kommen will, muß doch Baltbat fein, ſo daß es nicht 
einmal über Nacht zuſammenſtürzt. - 

An der Zjährigen Periode hat nicht einmal die Landralhskammer gerüttelt. 
Der Abg. v. Vincke iſt das redendſte Beiſpiel dafür, daß auch die Stellver⸗ 
treter ihre Meinung ändern können. Im Jahre 1847 war er einer der 135, 
die einen periodiſchen und rk on Landtag wollten, was ihm und feinem 
damaligen Streben zur ewigen Ehre gereichen wird. Jetzt aber wollte er 
bisher wenigſtens einen ziemlich impotenten Reichstag und nun kommt er gar 
mit einer Periode von 5 bis 6 Jahren! Wenn aus dieſer Verſammlung 
mehr wird als ein Zollparlament, ſo kann Preußen ſie neben ſeinem Land⸗ 
tage nicht vertragen. Wenn die Körperſchaft, die als Reichstag gewählt wird, 
zugleich das preußiſche Abgeordnetenhaus repräſentiren könnte, ſo brauchten 
wir nur unſere Verfaſſung zu ändern und wären der Sorgen wegen der vielen 
und doppelten Wahlen enthoben. Wenn nicht, ſo könnte gleichzeitig für beide 
Körperſchaften gewählt und derſelbe Mann mit zwei Mandaten betraut wer⸗ 
den. Der Entwurf der Regierung ſchlägt oa dreiſährige Dauer vor, fo 
285 * doch dabei und ſelen fe nicht vorſorglicher als die Regierung ſelbſt! 

eifall. 

Soll der Reichstag Bedeutung haben, ſo muß er in Verbindung mit ſeiner 
Mutter, dem Volke, bleiben; kein anderes künstliches Mittel erſetzt dieſe Ver⸗ 
bindung, wenn ſie einmal in der öffentlichen Meinung vernichtet iſt. Wenn 
man über den Reichstag zur Tagesordnung übergeht, fo iſt es gleichgiltig, ob 
er noch 2 Jahre ein ſieches Leben führt, während ihm Jeder ſchon das Sterbe⸗ 
Atteſt ausſtellt. An der Auflöſungsbefugniß der Regierung ändert ſich mit 
der Dauer der Periode nichts. England beweiſt, daß die Strömung der Zeit 
eine ſchnellere Action erfordert, und der Geſeßzgeber, der ſich nach dieſer Strö⸗ 
mung richten muß, ſoll nicht aus allgemeinen Berocanifien betretene, offen vor 
ib ge Bahnen verlaſſen. Wenn es jemals begründet war, an dem 
Emwurfe nichts zu ändern, fo iſt es bei dieſem Paragraphen! (Beifall links.) 

Die Discuſſion wird geſchloſſen. Es folgen perſönliche Bemerkungen. 
Abg. Graf zu Eulenburg erinnert daran, daß nur die Chartiſten in Eng⸗ 
Ber White. re Legislatur⸗Perioden als die 7jährige dringen, weder Tory s 

igs. EN 

Abg. v. Binde: Ich werde dem Abg. Lasker meine Argumente fo lange 
wiederholen, bis fie auf ihn Eindruck machen. Uebrigens ift die Tjährige 
Legislatur⸗Periode nicht das Werk der Tory's, nicht Walpole's, ſondern umge⸗ 
gelehrt der Whigs. Der Abg. Walded, der ein Juriſt von jo großem Rufe 
iſt, bat die Periodicität, die ich auf dem bereinigten Landtage erſtrebte, mit 
der Dauer der Legislatur⸗Periode verwechſelt, von der hier die Rede iſt. 
Damals handelte es ſich um die regelmäßige Wiederkehr des Landtages, von 
der Dauer feiner Legislatur⸗Periode war nicht die Rede. 

Abg. Graf Schwerin: Das engliſche Parlament hat die erwähnten gro⸗ 
ßen Reformen trotz der 7jährigen Dauer durchgeſezt, während uns in Preus 
ßen die jährige nicht vor der Reaction ſchützte. Dieſer Widerſpruch beweiſt, 
80 wir 1 . habet, mit neuen Principien — ſondern mit einer Nüßlichkeits⸗ 
rage zu thun habe ö 5 

Abg. Miguel: Der Abg. p. Binde hat uns einen Handel mit Amende⸗ 
ments vorgeſchlagen, aber wir handeln nicht mit Amendements und ſind auch 
zu gute Kaufleute, um ein ſchlechtes Geſchäft zu machen. 

(bg. Waldeck: Nicht blos die Chartiſten, ſondern viele gemäßigte Refor⸗ 
mer in England 7 — — kürzere Parlamente. Von dem Abg. b. Vincke, 
der früher ein Vorkämpfer der conſtitutionellen Partei und ſtets ein confe⸗ 
quenter Bekämpfer der Demokratie war, habe ich nur geſagt, daß er das 
Erſtere nicht mehr in dem Grade iſt, wie er es war. 

Abg. Lasker: Ich habe den Zeitpunkt der Einführung der ſiebenjährigen 
Legislaturperiode und ihre Tendenz richtig bezeichnet und mich böcitens im 
Namen des Miniſters geirrt. Dielen unrichtigen Punkt greift der Abg. von 
Vincke heraus, um desbalb meine game Deduction für unrichtig erklären zu 
können. Ich werde zu Haufe nachſ Tagen (große Heiterkeit), der Abg. v. Winde 
hat auch den Namen des Miniſters nicht genannt, aus welchen Gründen, 
Beh id nit (Heiterkeit) Wir wollen nachſchlagen und der Wahrheit die 

geben. f N 

Abg. v. Vincke: Ich könnte dem Herrn Abgeordneten den Namen nen⸗ 
nen, wenn das in eine perſönliche Bemerkung hinein gehörte. Ich werde ihn 
ihm nachher privatim nennen. 1 Dem Abg. Miquel glaube ich 
keinen größeren Beweis meiner ſchon oft bewieſenen Hochachtung geben zu 
können, als wenn ich auf feine letzt. Aeußerung nicht antworte. 

Es wird darauf zur Abſtimmung geſchritten, und zwar zunächſt über das 
Amendement Baſſewitz; daſſelbe wird abgelehnt; dafür nur die Conſerva⸗ 


tiven und einige Altliberalen; über das Amendement Baumſtark iſt na⸗ 
mentliche 8 mung beantragt; daſſelbe wird mit 127 gegen 188 Stimmen 
abgelehnt; für daſſelbe ſtimmen die beiden conſervativen Fractionen 


Gebrauch zu machen. (Widerspruch rechts.) 
wenn ein Mitglied widerſpricht, dies nicht angeht. 


keinen 


ch 

ch 
nigſtens meine Gründe zu hören. Ich will kein 905 fe die Geſchäftsführung 
— — Präſidenten ausſprechen, weil ich dies nicht für ſchicklich halte, ſondern 
ich ftelle den Antrag lediglich aus Intereſſe für die Sache. Ich kann Ihnen 
für dieſen Antrag auch eine Autorität und einen Präcedenzfall anführen, den 
ſie got anerkennen werden. 2 

3 war am 20. October 1858, als auf den Antrag des Grafen Schwerin 

im preußiſchen Abgeordnetenhauſe ein Präſident, der nicht ſeiner politiſchen 
Partei angehörte, durch Acclamation wiedergewählt wurde. Damals wurde 
dein Widerſpruch laut. Ich ftelle den Antrag nun nicht deshalb, um unſerer⸗ 
ſeits um die Wahl zu kommen; ich bin vielmehr beauftragt, zu erklären, daß 
die Majorität der conſervativen Fraction alle drei jetzigen Präſidenten wieder 
wählen wird, wenn Sie auf der Wahl beſtehen; es iſt alſo nur Ihre Schuld, 
wenn wir damit einen Tag verlieren. Ich möchte gleichzeitig dringend wün⸗ 
ſchen, daß dieſer Vorgang ein Präcedenzfall werden möchte, um von der un⸗ 
leidlichen Gewohnheit abzugeben, daß man die Präſidentenwahl zur Partei⸗ 
ſache macht. Ich empfehle Ihnen deshalb meinen Antrag. 

Präſident Simſon: Ueber dieſen Antrag können wir nicht heute, ſon⸗ 
dern erſt morgen abſtimmen, da er nicht auf der Tagesordnung ſteht; ich bes 
merke außerdem, daß der Widerſpruch eines einzigen Mitgliedes genügt, um 
ibn unmöglich zu machen. Ich bitte deshalb, die für morgen feſtgeſetzte 


Tagesordnung beizubehalten. ® 
Abg. v. 8 lanckenburg: Ich babe dies erwartet; aber die Sache 3 
halb heute ſchon angeregt, damit ſich die Herren es bis morgen näher über⸗ 
legen können. . 0 Uh 
Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 1 B 
T.⸗O.: 1) Präſidentenwahl, 2) Vorberathung des Verfaſſungs⸗Entwurf „ 
3) Wahlprüfungen. 


Berlin, 29. März. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König bat a 
Oberſten a. D. v. Oertzen, bisher Commandeur des Oſtpreußiſchen 1 5 
Artillerie⸗Regiments Nr. 1, den rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der 
Schleife und Schwertern am Ringe, dem Oberſten a. D. von Scheliha, 
bisher Commandeur des Garde⸗Feſtungs⸗Artillerie⸗Regiments, den rothen 
Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife, und dem Major v. Kamptz, 
bisher Artillerie⸗Offizier vom Platz in Glogau, den rothen Adler⸗Orden vierter 
Klaſſe; desgleichen dem Regierungs⸗Rath Regis zu Königsberg, dem Regie: 
rungs⸗ und Landes⸗Dekonomie⸗Rath v. Sad zu Berlin, ſowie dem Regie⸗ 
rungs⸗Rath Mehler zu Merjeburg den Charakter Geh. Regierunge⸗Aal i 
und dem Oekonomie⸗Commiſſarius Herrmann in Trzemeszno den Tite 
Oelonomie⸗Commiſſions⸗Rath; ferner dem Bürgermeiſter de Nys zu Trier er 
Titel als Ober⸗Bürgermeiſter der daſigen Stadt verliehen; und die 
des Oberlehrers am Gymnaſium in Sagan, Profeſſors Dr. Wilhelm Kayſer 
zum Director des Gymnaſiums in Beuthen OS. beitätigt. 3 

Die Berufung der ordentlichen Gymnaſiallehrer Dr. Johannes Peters in 
Culm und Dr. Schuppe in Gleiwitz gi Oberlehrern am Gymnafiunt in Beu⸗ 
then OS. 1 worden. — Der Lehrer Dr. Georg Hoedt iſt zum 
1 580 ewerbeſchullehrer ernannt und an der Provinzial⸗Gewerbeſchule 


zu Crefeld angeſtellt worden. 

Berlin, 29. Mätz. [Se. Majeſtät der König] nahm heute 
im Beiſein des Gouverneurs und Commandanten militäriſche Meldun⸗ 
gen an, bei denen ſehr viele Offiziere der ehemals hannoverſchen Armee 
betbeiligt waren, die ihre neue Anſtellung reſp. ihre Abreiſe zu den be 
treffenden Truppentheilen meldeten. Se. Maj. der König empfing 
den General Vogel von Falckenſtein, den General der Infanterie Gra⸗ 
fen Monts aus Kaſſel, den Flügel-Adjutanten und Commandeur des 
2. Garde⸗Dragoner⸗Regiments Grafen Finckenſtein. — Der Miniller 
des königl. Hauſes Frhr. v. Schleiniz batte die Ehre, Sr. Majeſtät 
dem Könige Vortrag zu halten, ſowie der General v. Tresckow mit 
General v. Podbielsky und Oberſt⸗Lieutenant v. Hartmann, und General 
Intendant v. Hülſen mit Herrn v. Bronſart. 

[Ihre Majeſtät die Königin! beſichtigte geftern mit Sr. Ma: 
jeſtät dem Könige und Ihrer königlichen Hoheit der Großherzogin von 
Baden die Ausſtellung der für die Verlooſung zum Beſten der Feuer⸗ 
wehr eingegangenen Gaben. — Das Familien⸗Diner der anweſenden 
Säfte des König. Hofes fand bei Ihren koͤnigl. Hoheiten dem Groß⸗ 
herzog und der Großherzogin von Baden auf dem königl. Schloſſe ſtatt. 
— Abends war im königl. Palais eine muſtkaliſche Soirée, unter Lei: 
tung des Kapellmeiſters Taubert und unter Mitwirkung der Madame 
Lucca, des Fräul. Artöt und der königl. Sänger Woworsky, Salomon, 
Betz und Adams. i 

[Se. königliche Hoheit der Kronprinz] empfing geftern ml 
itäriſche Meldungen, wohnte der Sitzung des Reichstages bei, ertheilte 
dem Hauptmann a. D. Freiherrn von Dobeneck eine Audienz und DI 
nirte mit Ihrer königlichen Hoheit der Kronprinzeſſin bei den 
groß herzoglich badenſchen Herrſchaften. 

Die boͤchſten Herrſchaften wohnten darauf der Vorſtellung im fran⸗ 
zoͤſiſchen Theater bei und begaben Sich zur Soiree im königlichen 
Palais. (St.⸗A.) 

[Verſetzt.] Wie wir Hören, würde der Präſident v. Zedlitz in 
Schleswig an Stelle des Regierungs⸗Präſidenten Grafen Zedlit⸗Trützſchler 
nach Liegnitz verſetzt. a 

[Stimmung in Frankreich.] Man ſchreibt der „Zeidl. Correſp. 
aus Paris: Es giebt eine Partei in der Regierung und in den Tuile⸗ 
rien, welche vor einem Kriege — felbft bei der Ausſtellung — nicht 


der Orleaniſten gegen Preußen, it im Grunde nur eine Kriegsmaſchine 
gegen das Empire. Ihre Taktik gegen Napoleon iſt die: die Aufrecht⸗ 
erhaltung des Friedens unmöglich zu machen, in der Hoffnung, daß er 
im Kriege untergehe. Das weiß die Hofpartei, ſie zieht ein va banque 
der jetzigen Situation vor. Der Geiſt, der durch die Arbeiter und die 
ſtudirende Jugend geht, iſt auch kein behaglicher. f 
In Greiz] hat am 28. d. M. Se. Durchl. der Fürſt Hein⸗ 
rich XXII. nach erlangter Volljährigkeit die Regierung des Fürſtenthums 
Reuß⸗Greiz angetreten. 1 
Verhaftung Streit's in Coburg.] Wie die „Goth. Ztg. 
von zuverläſſiger Seite erfährt, iſt auf Antrag der Staatsanwaltſchaft 
Coburg gegen den Rechtsanwalt und Notar Herrn Feodor Streit 
daſelbſt wegen Verdachts ausgezeichneter Veruntreuung im Betrage von 
3400 Gulden und Verletzung der Pflichten als Vormund Unterſuchung 


Wr 


zurückſchrecken würde. Das Geſchrei der fireitenden Parteien, beſondersf 
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und Haft beim herzoglichen Kreisgericht in Coburg beantragt worden 


und ſoll bereits vollzogen ſein. 

Köln, 28. März. [Franzöſiſcher Beſuch.] Der „Kreuzz.“ wird ge⸗ 
ſchrieben: Wenn ich Ihrem geehrten Blatte die folgende Mittheilung mache, ſo 
geſchieht es nicht, um Senſations⸗Nachrichten zu verbreiten, ſondern um 
der vaterländiſchen Sache zu dienen. Es ift eine mir von ſehr zuver- 
läſſigen Perſonen verbürgte Thatſache, daß ſeit einiger Zeit Offiziere der 
franzöfiſchen Artillerie und des Ingenieur⸗Corps die preußiſchen Pro⸗ 
vinzen des weſtlichen Staattheiles bereiſen, um ſtrategiſcher Studien 
willen. Aus Homburg, Frankfurt a. M., Wiesbaden, Mainz ſind mir 
in dieſer Beziehung Nachrichten zugegangen, denen ich vertrauen darf. 
Die Herren Offiziere, welche nur in Civil erſcheinen, ſind der deutſchen 
Sprache mächtig und knüpfen in den neuen Landestheilen Verbindungen 
mit Perſonen an, welche theils aus Frankreich ſind, theils für franzö⸗ 
ſiſche Intereſſen Theilnahme zeigen. 

Aus dem Hannoverſchen, 24. März. [Die nach Minden 
abgeführten Hannoveraner.] Am 20. d. iſt die Mehrzahl der 
nach Minden abgeführten Hannoveraner, 13 Perſonen, wieder in Frei⸗ 
beit geſetzt worden, nämlich elf vormalige hannoverſche Soldaten 
(Kämpfer von Langenſalza), ſodann der Paſtor Nicolaſſen aus Fiſcher⸗ 
hude und der Amtsaſſeſſor a. D. Ulrichs aus Burgdorf. Im Gegen: 
ſatz zu früheren Nachrichten können wir conſtatiren, daß gegen dieſelben 
in Minden allerdings eine Art gerichtlicher Unterſuchung geführt ward. 
Vom Militärgericht (Garniſonsauditeur und ein Offizier als Beiſtzer) 
wurden ſie wiederholt vernommen und ſind hiernächſt die Vernehmuags⸗ 
protocolle an den Generalgouverneur in Hannover eingeſandt worden. 
Dieſer entſchied ſodann über die Dauer der Haft, freilich ohne daß den 
Verhafteten zuvor — abgeſehen von den Vernehmungen ſelbſt — eine 
Gelegenheit gegeben worden wäre, ſich zu vertheidigen. Auch ward 
dieſe Entſcheidung denſelben überall nicht einmal eröffnet. Keiner der 
Gefangenen hatte während der Haft eine Ahnung über die Dauer der⸗ 
ſelben. Ohne auf die Entlaſſung irgend vorbereitet zu ſein, ward ihnen 
plotzlich die Freilaſſung eröffnet. Einzelnen wurde auch erſt eben bei 
der Freilaſſung ge agt, weshalb fie überhaupt verhaftet worden, fo z. B. 
dem genannten Hrn. Ulrichs: „wegen preußenfeindlicher Agitation in 
der Preſſe und in Vereinen“. Gegen Letzteren wie gegen den Paſtor 
Nicolaſſen ſchwebt übrigens noch nach der Freilaſſung ein gerichtliches 
Verfahren vor dem ordentlichen Civilgericht, nämlich gegen Nicolaſſen 
„wegen Verbreitung aufrühreriſcher Proclamationen“, gegen Ulrichs — 
auf Antrag eines kgl. preußiſchen Regimentscommandos — „wegen 
Verleitung Militärpflichtiger (aus dem Hannoverſchen) zum Ungehorſam“. 
Nur vier Perſonen werden gegenwärtig noch in Minden detinirt, ſämmt⸗ 
lich beſchuldigt, preußiſche Offiziere durch Wort oder Thätlichkeit beleidigt 
zu haben. Es find Eivilperſonen. — Die Geſammtzahl der bereits in 
Freiheit geſetzten beträgt etwas mehr als 30. Mit Ausnahme des nach 
ſehr kurzer Haft entlaſſenen Oberſten v. Bülow haben dieſelben ein 
jeder nahezu 8 Wochen die Feſtungshaft erduldet, einzelne ſogar faſt 9 
Wochen lang. (A. A. 

Spanien. 

Madrid, 22. März. [Das neue Geſetz der öffentlichen 
Ordnung.] In der heutigen Nummer der „Gaceta de Madrid“ liegt 
das telegraphiſch bereits ſignaliſirte „neue Geſetz der öffentlichen Ord⸗ 
nung“ vor, welches ſofort Geſetzeskraft erlangt, dis es den neu zu⸗ 
ſammentretenden Cortes zur Approbation vorgelegt werden kann. Das 
Geſetz beſteht aus 129 Artikeln und 3 Additional⸗Beſtimmungen. Sein 
Inhalt iſt in dem daſſelbe erläuternden Berichte des Miniſteriums 
ei Innern an die Königin getreu wiedergegeben. Dieſer Bericht 
autet: 

„Madame! In Anbetracht, daß die öffentliche Ordnung Alles, was die 
Harmonie der moraliſchen und materiellen geſellſchaftlichen Einrichtungen im 
weiteſten Sinne betrifft, umfaſſen muß, würde, ſtrenge genommen, Alles unter 
die Jurisdict'on des vorliegenden Geſetzes fallen. Daſſelbe it jedoch derart 
eingerichtet, daß es den beſtehenden Satzungen und Special⸗Geſetzen ihren be⸗ 
ſonderen Charakter beläßt und ſich nur auf jene eg eg en bezieht, die 
den ‚Öffentlichen Frieden trüben, welcher die Freiheit Aller ſichern ſoll. Die 
Regierung Ihrer Majeſtät hat, von dieſer berechtigten Vorausſetzung aus: 
gehend, ſich gedacht, die Geſellſchaſt könne ſich in drei verſchiedenen Stellungen 
zur öffentlichen Ordnung befinden. Der Verſchiedenheit dieſer Stellungen 
haben die Pflichten und die Machtvollkommenheit der Beyörden zu entſprechen, 
welche ſich unmittelbar mit denſelben zu befaſſen haben. 5 

Die erſte dieſer Situationen iſt die, welche der normale und gewöhnliche 
Zuſtand genannt werden kann. Der Zweck, welchen Geſetz und Regierung 
ſich während dieſes Zuſtandes zum Ziele ſezen müſſen, iſt der, ihn aufrecht zu 
erhalten und zu wahren durch Wachſamkeit und vorſichtige Beachtung der 
vielfachen moraliſchen und materiellen Intereſſen, deren einheilliches Zu⸗ 
ſammenwirken die innere Ordnung zum Ergebniß hat. Der Staat muß mit⸗ 
telſt einer wohlgeordneten Politik dieſe Intereſſen ſchützen, indem er die Ver⸗ 
folgung der Vergehen erleichtert und die Geſellſchaft mit al’ feiner Macht 
bertheidigt. Um das zu erreichen, iſt es nothwendig, daß das Geſetz der 
öfientlihen Ordnung die Staatsgewalt mit aller Machtvolltommenheit beileive, 
welche unerläßlich it zur Erfüllung dieſer Miſſion, indem es ihr nicht nur die 
klar bezeichneten nöthigen Vollmachten ertheilt, ſondern auch für außerordent⸗ 
liche und dringende Falle discretionäre Vollmachten, welche durch Klug⸗ 
heit und Verſtand begrenzt werden ſollen. j 

Die Situation, welche dieſes Geſez in einer weiteren, zweiten Hinſicht 
motivirt, iſt die Agitation und die allgemeine Aufregung. Treten derartige 

uſtände ein, ſo iſt es klar, daß die öffentliche Ordnung bedroht iſt und 

ymptome der Verwirrung ſich geltend machen. Da muß die Action der 
Behörde eine weitere, eine raſchere, eine wirkſamere fein, als im normalen 
Zuſtande. Man hat zwar ſo viel wie möglich die Anwendung der bewaff⸗ 
neten Gewalt zu vermeiden; wenn die Umſtände es aber erheiſchen, darf 
die Behörde nicht zaudern, fie mit Energie und ſchnell anzuwenden. Die bür- 
gerlichen Aemter daben in dieſer Lage die Pflicht, den allgemeinen 7 
wiederherzuſtellen; fie haben mit den? lesben die Arbeiten und die Gefahr 
zu theilen, indem fie die Proceſſe jo ſchnell wie möglich zu Ende führen, in: 
dem fie vie Verbrechen unterdrücken und ihre Urheber beſtraßen. 

Der Zuſtand des Aufruhrs oder der offenen Rebellion gegen die Regierung 
erdlich iſt die dritte Situation, welche dieſes Geſetz in's Auge faßt. Sind 
die Dinge einmal ſo weit gediehen, ſo handelt es ſich darum, die Gewalt mit 
Gewalt zu bekämpfen und um jeden Preis die allgemeinen Intereſſen vor 
ihren Feinden zu ſchirmen. Es hat die militäriſche Macht mit ihrem impo⸗ 
anten Apparate ausgiebiger und wirkſamer Machtmittel die Rebellen zu be⸗ 
kämpfen und die friedlichen Bürger zu beſchützen, indem fie in dem betreffen: 
den Diſtriete den Belagerungszuſtand und über die Bevölkerung die Conſe⸗ 
quenzen deſſelben verhängt. g 

as ſind die weſenlſichen Grundzüge, gemäß welcher nach der Meinung 
der Regierung Ihrer Majeftät das wichtige Bi öffentlichen Ordnung 
eingerichtet werden ſollte; die Cortes werden daſſelbe prüfen und ihre Mei⸗ 
nung ausſprechen, welche die Regierung mit der den Vertretern der Nation 
ſchuldigen Rücksicht entgegennehmen wird, und aus vorſtehenden Motiven 
empfiehlt der unterzeichnete Minifter Ihrer Majeftät in Uebereinſimmung mit 
einen Collegen im Conſeil, mit denen das königliche Vertrauen ihn gleich⸗ 
ug. Vue Approbation des beiliegenden Decretes. — Zu den aßen 

niglichen Majeſtät 

Madrid, 20. Mürz 18575 Gonzales Bravo.“ 

Amerika. 

Newyork, 12. März. (Feniſches.] Auf die Nachrichten von 
dem letzten Putſch in Irland hin fangen die amerikaniſchen Fenier ſich 
auch wieder zu rühren an, halten an mehreren Orten Verſammlungen, 
ſammeln Geldbeiträge, die indeſſen ſich auf verhältnißmäßig unbedeutende 
Summen reduciren und ſuchen auf dle Regierung und den Congreß 
eine Preſſion auszuüben, um in ihrer Geſammtheit als „Eriegführende 
Partei“ anerkannt zu werden. Es knüpft ſich daran die Hoffnung, 
Kaperſchiffe auszurüſten und den engliſchen Handel zu berauben. 

[Im Süden! herrſcht große Noth. Gouverneur Jenkins in Geor⸗ 
gia telegraphirt an den Congreß, daß in dieſem Staate 50,000 Weiße 
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und 30,000 Schwarze Noth leiden, und man glaubt, daß in Süd⸗ 
Carolina das Elend noch größer iſt als in Georgia. Eine Million 
Dollars war vom Congreß zur Unterſtützung angewieſen, was indeſſen 
bei Weitem zur Abhilfe nicht hinreichen ſoll, und das Hilfs⸗Comite des 
Congreſſes fordert das Volk auf, weitere 500,000 Doll. durch frei⸗ 
willige Beiträge aufzubringen. 5 

[In der Geldverwendungsbill] für die Ausgaben der Regierung 
figuriven folgende Poſten: a die Armee 23,881,654 Doll, Marine 
16,794,244 Doll., Druckkoſten für Papiergeld 200,000 Doll., Mr. Seward 
fordert 60,000 Doll. für Kabeldepeſchen. Für den Druck von Staatsdocu⸗ 
menten ſind 2,169,198 Doll. und für die Debatten im „Globe“ 206,049 Doll. 
erforderlich. Die Beleuchtung des Capitols iſt mit einem Koſtenaufwand von 
60,000 Doll. angeſetzt und die Heizung des White Houſe (Wohnung des 
Präſidenten) nimmt 5000 Doll. in Anſpruch. 

[Ueber die geheime Million der „Gettysburg“ nach 
St. Domingo] circulirt eine neue Verſton: Nach Briefen aus der 
Havannah bezog ſich Mr. Seward's Sendung nur auf einen Handels⸗ 
vertrag, der auch zum Abſchluſſe gekommen ſei. Das einzige ſonſtige 
Geſchäft ſei eine Transaction von und zwiſchen Privatperſonen und gehe 
nur auf das Recht des Guanoſammelns auf einer ganz kleinen benach⸗ 


barten Inſel hinaus. 
Newyork, 25. März. [Das Repräſentantenhaus!] hat ſich 


noch nicht mit dem Senate über die Dauer und die Beſtimmungen der 
Vertagung geeinigt. 5 

[Der Senat] hat eine Bill angenommen, die amerikaniſchen Bür⸗ 
gern geſtattet, Kriegsschiffe an kriegfährende Parteien, die mit den Ver⸗ 
einigten Staaten im Frieden leben, zu verkaufen. — Heſtige Stürme 
wütheten an den Küſten und verurſachten mehrfache Schiffsunfälle. 

[Mexicaniſches.] Berichten aus Mexico zufolge war Kaiſer 
Maximilian nach Queretaro zurückgekehrt. Die Liberalen trafen An⸗ 
ſtalten zur Belagerung von Quiraga. 


=? Monte Video, 15. Febr. [Flüchtlinge aus Buenos⸗Ayres. 
— Unruhen in Mendoza und den benachbarten Staaten. — 
Flores und Mitre. — Die Ta are lien — Die nords 
amerikaniſche Intervention.] Die beiden Emporien der mächtigen La 
Plata⸗Mündung, Buenos⸗Ayres und Monte Video, jetzt zwar durch 
einen Sub⸗Marine⸗Cable verbunden, aber gewiß noch auf lange hin durch 
Eiferſucht getrennt, haben das herkömmliche Privilesium, daß jedesmal, wenn 
eine Revolution in der Einen gelingt oder mißlingt, der verlierende Theil 
ſeine Flüchtlinge der anderen zuſchickt. Als hier die vorige, ſehr unſaubere 
Regierung der Blancos⸗Partei geſtürzt wurde, die braſilianiſchen Truppen 
vor der Stadt erſchienen und die Colorado's, mit ihnen das jetzige Staats⸗ 
oberhaupt General Flores, an die Regierung kamen, floh der vorige Prä⸗ 
ſident Aguirre, ſein Miniſter, der blutgierige Carreras, und 95 orienta- 
liſche Offiziere, welche von den Braſilianern nichts Gutes zu erwarten hatten, 
weil fie das ihnen für ibre Freilaſſung aus der Kriegsgefangenſchaft gegebene 
Ehrenwort gebrochen, nicht mehr gegen Braſilien zu kämpfen, nach Buenos⸗ 
Ayres, wohin früher auch General Flores geflohen war, als die Blancos 
ihn ihrerſeits vertrieden hatten. Jetzt, wo hier Alles ruhig und ſicher ift, 
kommen plotzlich Flüchtlinge aus Buenos⸗Ayres herüber, denen dort ein 
Conſpirations⸗ und Revolutions⸗Verſuch ſo vollſtändig mißlungen iſt, wie es 
die beſtehende Regierung nur wünſchen konnte. Zuerſt fand ſich der 8 
d’affaires der Republik Chile bei der argentiniſchen Conföderation höchſt eilig 
hier ein und mit ihm kam die Nachricht, daß die wüthenden Artikel der dor⸗ 
Eigen Oppoſitions⸗Journale, welche offen den Aufruhr gegen den Präſidenten 
itre und die Auflöfung der Triple⸗Allianz gegen Paraguay predigten, von 
Beamten der chileniſchen Legation geichrieben worden wären, wofür man die 
Beweiſe bei Verhaftung mehrerer Redacteure von Oppoſitionsblättern gefun⸗ 
den. Bold nachher kamen einzelne Perſonen, denen es bei der Energie der 
Regierung drüben wohl nicht geheuer vorkommen mußte; endlich langte eine 
ganze Geſellſchaft von Ausgewieſenen an, darunter die Doctoren — denn 
ohne den Doctor⸗Titel macht man in Südamerika keine Revolution, wenn man 
nicht etwa Oberſt oder wenigſtens Oberſt⸗Lieutenant iſt — Aurelio Pala⸗ 
eios, Vasquez Sagaſtume, Navarro Viola, Plaza Montero, der 
frühere orientaliſche Oberſt Lacalle, der Comte La Forreft und Olivier, 
die beiden Letzteren Franzoſen und Redacteure der Eſtafeta“ und des „Pueblo“. 
Sie ſollen ſämmilich in eine Verſchwörung verwickelt geweſen fein, welche mit 
Hilfe der in Buenos⸗Ayres kriegsgefangenen Paraguay's zum Ausbruch 
kommen follte, aber von dem Vicepräſidenten der Conföderation, Paz, ſehr 
geſchickt ſchon vor ihrem Ausbruche niedergeſchlagen worden iſt. Die Leute 
gehen bier ganz unbeläſtigt, aber auch ganz unbemerkt umher, obgleich die 
orientaliſche Republik mit der Conföderation in engſter u ſteht. Man 
ſcheint aber in Buenos⸗Ayres froh zu 15 daß man die Unruhſtifter los 
iſt und nicht auf einer weiteren Verfolgung zu beſtehen. Sonſt lauten 
die Nachrichten aus dem Gebiete der argentiniſchen Conföderation 
nicht beſonders erfreulich. Iſt auch in Buenos ⸗Ayres der Ver⸗ 
ſuch einer Revolution mißlungen, ſo ſcheint ſich die von Men⸗ 
doza im fernen Weſten ausgegangene Bewegung gegen die jetzige 10 a 1 
Geſtaltung der Conföderation doch zu verbreiten, denn nach den neueſten Nach⸗ 
richten iſt außer in den an Mendoza grenzenden Staaten La Rioja und 
San Juan auch in San Luiz und in Cordoba dle Revolte ausgebrochen 
und zwar durch die Niederlage, welche der Präſident von La Rioja, Cams 
pos, durch den Rebellen⸗Oberſt Vaſela erlitten, ermuthigt. Seitdem hat aber 
der conföderirte General Paunero, den Rebellen in Cordoba wieder eine 
Niederlage beigebracht, hat eine Verſtärkung von 2 Bataillonen unter dem 
Oberſten Arredondo erhalten und Präſident Mitre ſelbſt hat das Lager 
der Allürten von Tuvuti verlaſſen, um mit einigen Tauſend kriegsverſuchter 
Truppen ſeinem General Paunero zu Hilfe zu kommen. Das wird den 
braſilianiſchen Generalen, welche nun mit dem Monat März ihre weiteren 
Operationen gegen den Dictator Lopez beginnen werden, ſehr angenehm ſein; 
denn nun iſt der kaiſerliche Feldmarſchall Marquez Carias alleiniger Ober⸗ 
befehlshaber und Herr der militäriſchen Situation. Unſer orientaliſcher ad 
interim Präſident General Flores, hat das Lager ſchon längſt verlaſſen und 
lebt hier, ohne die geringſte Theilnahme für die Foriſetzung des Krieges zu 
beweiſen und ohne einen Mann orientaliſcher Truppen dort zurück elaflen zu 
aben. Nun iſt auch Mitre fort, hat aber freilich einige Tausend 
rgentiner einſtweilen dort zurückgelaſſen, die indeſſen nun, wie ſich von ſelbſt 
verſteht, unter braſilianiſchen Oberbefehl treten müſſen. Die Schwierigkeiten, 
welche ſich für unſeren Handel und Zufuhr durch die Zolleinrichtungen in 
Corrientes erhoben hatten — ich berichtete in meinem letzten Briefe vom 
14. Januar darüber — find befeitigt. Unſere Regierung hatte einen or 
Flangini dorthin geſchickt, um die Lage der Dinge an Ort und Stelle zu 


unterſuchen und iſt dadurch eine Verſtändigung herbelgeführt worden, was um J 


fo erfreulicher iſt, als die von der argentiniſchen Conföderation ausgehende 


Maßregel die 4 active Kaufmannſchaft in ihren Intereſſen bedrohte, Be 


und das würde für Monte Video ein um fo größeres Unglück fein, als 
ae na Due 9 — 1 ei ar 9 er 
raſilianiſchem Schutze erfichtlih au t. Nachträgli 1 

kaniſche Union ihren Beemitielungsberfelag zwiſchen der Tripel⸗Allianz und 


Paraguay auch an unſere Regierung gelangen laſſen, und feit dies geſchehenn, 


iſt Alles voll froher Friedenshoffnungen. Man weiß zwar nichts Gewiſſes 
über die Baſis, auf ale die Union ihre Vermittelung anbietet, das Ge⸗ 
rücht bezeichnet aber die folgenden Punkte: 1) Au der DIE u Lopez 
aus Paraguay. 2) Garantie für die Unabbängigteit der Rupublik Paraguay, 
für welche auch das Cabinet von Wafhington eintritt. 3) Freie Schifffahrt 


auf ſämmtlichen Flüſſen des Plata⸗Gebietes und endlich 4) die Grenzreguli⸗ a 


Arbitrium der Vereinigten Staaten von Nordamerika. Bis 
wären dies ja die ſämmtlichen Zwecke 


rungen nach dem der Triple 
was den drei verbündeten Staaten nur widerfah⸗ 


auf den letzten Punkt 
Allianz und das Beſte, 


Provinzial - Beitung. 


Subhaſtationen im Monat April. 
Reg.⸗Bez. Breslau. 5 
as, Grundſtück Nr. 65 (ideeller Antheil), aba, 1230 Thlr., 29. April 11 U., 
a I biz Wohlau. heih abg 0 5 
Kapsdorf, Stelle Nr. 33, abg. 1355 Thlr., Ackerſtück Nr. 28 Ocllitz, abg. 
2155 Thlr., 11. April Nachm. 3 U., Kr.⸗Ger.⸗Comm. Zobten. 
Breslau, Grundſtück Nr. 11 und 12 der Schulgaſſe, abg. 5973 Thlr., 
29. April 11 U., Stadtger. 1. Abth. Breslau. 
Frankenſtein, Haus Nr. I, abg. 6008 Thlr., 29. April 11 U., Kr.⸗Ger 
1, Abth. Frankenſtein. 
Namslau, Haus Nr. 4, abg. 1881 Thlr., 
Namslau. 


ſeiner 15 


30. April 12 U., Kr.⸗Ger. 1. Abth. 


das Urtheil aller verſtändigen un 


leider amtlich verhindert, an dem Traueracte theilzunehmen, 


mit unermüdlichem Eifer, mit Treue und fe nach allen Richtun 


A Breslau, 30. März. Die „Berl. Börſen⸗Ztz.“ meldet: Als 
Vorſitzender der Direction der Oberſchleſiſchen Bahn tritt an Stelle des 
Geh. Rath Offermann der bisherige Vorſitzende der Direction der Wil⸗ 
helms⸗Bahn, Regierungsrath Dittmar. 


Breslau. Von dem Vereine für Geſchichte und Alterthum Schle‘ 
ſiens wurden am 6. Februar und 6. März die gewöhnlichen Monatsverſamm⸗ 
lungen abgehalten. Am zuerſt gedachten Tage ſprach Prof. Dr. Kutzen über 
„die moraliſche Spannkraft und die ausdauernde Charakterfeſtigkeit Friedrichs 
des Großen in den drei ſchleſiſchen Kriegen“. Am 6. März ſchilderte Paſtor 
Dr. Schimmelpfennig aus Arnsdorf die Zuſtände der proteſtantiſchen Kirche 
im Herzogthum Brieg unmittelbar nach dem dreißigjährigen Kriege, wobei 
der amtliche Bericht über die Kirchenviſitation vom Jahre 1651 ihm zur 
Quelle diente. 5 : 

An Geſchenken für den Verein find neuerdings eingegangen: Geſchichte 
der Stadt Neiſſe von Dr. Kaſtner, — Barbera, Markgräfin zu Brandenburg ꝛc. 
von C. Höfler, — Volksthümliches aus Oeſterreichiſch⸗Schleſien, von A. Peter, 
— Perſonalbeſtand der Familie v. Prittwitz 1867 vom Hauptmann v. Pritt⸗ 
witz — alle dieſe Schriften Geſchenke der Verfaſſer ſelbſt. | 

Fünf neue Mitglieder wurden aufgenommen, ein correſpondirendes Mit: 
See ernannt. Aus dem in der Verſammlung vom 9. Januar vorgetragenen 

eſchäftsberichte iſt nachzutragen, daß im Laufe der zweijährigen Etatszeit 
1865/66 von dem Vereine drei Hefte der geitöritt (das 2. Heft des 6. und 
zwei Hefte des 7. Bandes), ferner der 6. Band des Codex diplom. sil. und 
wei Abtheilungen des 7, Bandes (Regeſten) publicirt — daß monatliche 
ſammlungen der Mitglieder und in dieſen geſchichtliche Vorträge gehalten 
worden find; daß die Verbindung mit anderen Vereinen durch den Austauſch 
der Vereinsſchriften erweitert worden, die Zahl der Mitglieder auf 283 geſtie⸗ 
ge ift und daß die Finanzen des Vereins ſich in wohlgeordnetem Zuſtande 
efinden. v. Görtz, z. Z. Präſes. 


2 Steinau a. O. 28. März. [Communales.] Als vorigen Herbſt 
die Cholera unſeren Ort heimſuchte, war es vorzugsweiſe der weſtlich gelegene 
Stadttheil, welcher von der Epidemie faſt decimirt wurde, während die übrige 
Stadt faſt ganz verſchont blieb. Man konnte für dieſe Thatſache keinen an⸗ 


deren Erklärungsgrund auffinden, als daß dieſer Stadttheil von einem offenen 


Graben durchſchnitten wird, welcher die animaliſchen Düngſtoffe aus dem Se⸗ 
minar und den anliegenden Häufern ſortführt, und in einem Sack endigt, der, 
unter der Hauptſtraße gelegen, durch die angebrachten Ventilationen der Stra⸗ 
ßenluft die mephitiſchen Dünſte in der freipe igiten Weiſe zuführt. Beſonders 
auffällig war der Geſtank zu jener Zeit, als die Epidemie heftiger aufzutreten 
anfing, und dauerte derſelbe in gleichem Grade fort, bis endlich die Desin 
7 — des Grabens durch Eiſenvitriol ꝛc. ihn bewältigte. Sachverſtändige 
aben, als die Epidemie noch vereinzelt auftrat und als es vielleicht noch 
eit war, das Unglüd von dem Stadttheil abzuwenden, die Nothwendigkeit 
der Räumung und Zuſchüttung dieſes Grabens wiederholt und am geeigneten 
Orte befürwortet; die Erfahrung des vorigen 
in früheren Epidemien conſtatirten nachtheiligen Ein; { 1 
die Verbreitung der Cholera dargethan; die öffentliche Meinung, wenigſtens 
{ ME 1 TAGE Einwohner der Stadt ver⸗ 

langt mit Ungeduld die Beſeitigung jenes Uebelſtandes. Dennoch ſind wir 
heut noch nicht weiter gekommen, als bis zu einer Vorlage des Nivellement⸗ 


planes an die Stadtverordnetenverſammlung. — Denken wir uns den Fall, 


der doch gewiß möglich ift, die Epidemie träte in dieſem Jahre wiederum in 
unſerer Stadt auf, denken wir ferner, daß in dieſem Falle wahrſcheinlich wie⸗ 
dn Stadttheil von der Epidemie vorzugsweiſe heimgeſucht würde 
— was dann N 


itg ur 
an Eintrittsgeld, Zinſen, Strafgeldern ©. 954 » 20 = 5: 


Summa 4248 XIhle. 2 Sgr. 7 Bi. 

Ausgegeben: „Arztlohn“ .. . 868 Thlr. 13 Sgr. 6 Pf. 
für Arznei und ſonſtige Heilmittel . . 296 21 = 10 = 
Krankengeld, Verpflegung 950 = 17 =: 2 = 
„Sterbegeld“, Penſionen 1868 7 6 


Summa 3984 Thlr. — Sgr. — Pf. 
Betrag des Kaſſen⸗Vermögens . . = 13,179 Thlr. 16 Sgr. 8 Pf. 
Die Höhe des Kaſſenbeſtandes rechtfertigt den ſchon oft geäußerten Wunſch 
der Arbeiter nach Ermäßigung der Eintrittsgelder und Beiträge oder Erhö⸗ 
bung der Penſionen. — Die Flachsgarn⸗Maſchinen⸗Spinnerei in Erdmanns⸗ 
dort ha feit einer Reihe von Jahren das in der Spinnerei entſtehende Schüt: 
telwerg, „als Unterſtützungsſache“ — wie die Direction ſagt — mehreren 
Gemeinden des Kreiſes für deren Handſpinner zu einem ermäßigten Preiſe 
uberlaſſen. Während früher die Abnahme des Schüttelwergs eine ziemlich 
regelmäßige war, hat ſich dieſelbe im Laufe der letzten beiden Johre aus 
Gründen, die auf der Hand liegen, bedeutend verringert. Im Jahre 1864 
ſoll die Abnahme circa 625 Ctnr., im Jahre 1865 nur 477 und im vorigen 
Jahre gar nur 264 betragen haben. Die Handſpinner können bei den niedri⸗ 
en Löhnen für Geſpinnſte auch trotz des „ermäßigten Preiſes“ für das 
Schüttelwerg keinen Verdienſt mehr erzielen. 


a Ratibor, 28. März. il 
fand die feierliche Beerdigung unſeres, von allen 


Heute Morgen 10 Uhr 
onfeſſionen geehrten und 


Hrn. Dr. 
Zur gedachten Stunde begaben ſich die Geiſtlichkeit — 


Confeſſion, ihm voran gingen auch die Schüler der ſtädti⸗ 
die Schüler der 0 d de Zanbfummenantalt 
Srredbofe bielt dr. en Töchterſchulen mit ſämmt⸗ 


Sprache. Der Hr. Fürſtbiſchof Dr. Förſter war 


* 5 
Frankenſtein geboren, bat ſeit dem Jah 1848 als 


igi iefinen Gymnaſium, dann hierorts als Curatus und 
Religionslebrer am bieſigen Gy gewellt und feine ſchweren Berufspflihlen 


durch ſeltene Toleranz, Wohlthätigteiteſinn, Gewiſſen 
e Bildung und Beſcheidenheit, wie als 


nommen. 


Meteo rologiſche Beobachtungen. 


Der Baromet bei 0 2 ind» 
in Barifer Sinn, ve — * — tihtung und Better 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. Stärke. 


reslau, 29. März 10 U. Ad. 329,15 | +64] ©. 1. Trübe. 
30. März 6 U. Mg. 329,34 [73,4] SO. 1. Nebel. 


Breslau, 30. März. [Waſſerſtand. ] O.-P. 16 F. 7 Z. U.-P. 3 F. 43. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Konſtantinopel, 22. März. Der „Levant Herald“ meldet: Die 


Pforte lehnte die Forderungen des Wicefönigs ab, worauf Letzterer 


mit der Abberufung der eghptifhen Truppen von Creta und der Ver⸗ 


W Kart r — yon W 


Fabi hat überall den ſchon W 
influß ſe cher Cloaken auf 


rieſter Krauſe zu Slawikau 8 


912 H 5 7 0 7 
weigerung des Tributs drohte. Nebar Paſcha, dem Letzteres noch 
nicht mitgetheilt iſt, hofft mit der Unterſtützung des franzöfifhen Ge⸗ 
ſandten zu reuſſtren. (Wolff's T. B.) 

Stettin, 29. März. Eine Anzeige des Lootſencommandeurs vom 
heutigen Tage theilt mit, daß die Schifffahrt durch die drei Odermün⸗ 
dungen wieder eröffnet iſt. 

Paris, 29. März. Das „Avenir national“ meldet aus dem Haag 
vom geſtrigen Tage, daß die Abtretung Luxemburg's an Frankreich ein 
fait accompli ſei. Eine Depeſche aus Paris habe den König benach⸗ 
richtigt, daß der betreffende Vertrag abgeſchloſſen ſei. Der König habe 
die Abtretung alsbald der preußiſchen Regierung notiſteirt. 

Einer Mittheilung der „France“ zufolge hätte der Prinz von Oranien 
die telegraphiſche Benachrichtigung, daß zur Eröffnung der Ausſtellung 
keine Feierlichkeit ſtattfinden werde, zu ſpät erhalten und ſei in Paris 
eingetroffen. 

Das „Memorial diplomatique“ dementirt die Nachrichten von der 
Sendung Froſſard's nach Luxemburg und von der Exiſtenz einer 
oͤſterreichiſch⸗preußiſchen Allianz. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

Paris, 29. März, Nachm. 3 Uhr. Die Börſe war . matt, gegen 
Schluß etwas feſter. Die 3 proc. eröffnete zu 69, 07% und ſchloß zur Notiz. 
Conſols von Mittags 1 Uhr waren 91% gemeldet. — Schluß⸗Courſe: 
Zproc. Rente 69, 12% Italien. 5 proc. Rente 54, 15. Zproc. Spanier —, —. 
proc. Spanier — —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 413, 75. Credit⸗ 
Mobil.⸗Actien 453, 75. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 416, 25. Oeſterr. Anleihe 
von 1865 pr. ept. 328, 75. Gproc. Ver. St.⸗Anl. von 1882 (ungeſt.) 84%. 


1 Märkisch 
London, 29. März, Nachm. 4 Uhr. Man ſprach viel von einem Fallifje| alte — Mi Bertin Anhalt. „116g | 13 
ment des engliſch⸗auſtraliſchen Hauſes Newton Brothers u. Co. — Schluß⸗ dito 18604 ee eee = | = 
Co urſe: Conſols 91%. 1% Spanier 31%. Italien. 5proc. Rente 53%, 5 18 14 e m 
Lombarden —. Mexicaner 16%. 5proc. Ruſſen 87%, Neue Ruſſen 88. dito 1884 4½ 100 bz Berl.-Potsd.-Mgd.|16 1 
Rufſ. Prämien⸗Anleihe von 1864 —. Ruſſ. Prämien⸗Anleihe von 1866 —. Staais-Schuldscheine 3 Bann. Wa Pl 3 8 
N J. Türliſche Anleihe 1865 30. proc. Verein. St.⸗Anleihe pr. ee een ea A hehe eh E ER 
2 75%. Kur- u. Neumärk, (3111781 öln-Minden... 7 
Der Dampfer „Helvetia“ ift aus Newyork in Queenſtown eingetroffen. | (Pommersche. 4 18 b. Cosel-Oderberg. | % | 24 
London, 29. März, Nachmittags. Der Dampfer „Fulkon“ iſt aus New⸗ S JFosensche...... 2% — — n 
York in Falmoutb eingetroffen. Aus Newyork vom 28. d. M. Abends 3) dito nend 4 Galiz.Ludwigsb. 9 
wird pr. atlantiſches Kabel gemeldet: Wechſelcours auf London in Gold Lseblesische Ludwigsh.Bexb. . | 10 
109. Gold⸗Agio 34%. Bonds 109%. Illinois 115%. Eriebahn 58%.| (Kur, 2, Nenmärk t en iso 2 
Baumwolle 31. Raffinirtes Petroleum 26. 2 Posensche 4 Mainz-Ludwigsh. 7 8 
Frankfurt a, M., 29. März, Nachmittag 2 Uhr 30 Min. Schluß⸗ z reussische . 4 Mecklenburger. .| 3 | 3 
Courſe: Preußiſche Kaſſenſcheine 105%. Berliner Wechſel 105%. Hamburger | 2 ‚Westph. u. Rhein. | r 
echfel 88%. Londoner Pechſel 119%. Pariſer Wechſel 4%. Wiener | 3 (Scbleische 4 iedrschl. n 4 | 89a 
Wechſel 92%. Finnland. Anleihe 84. Neue Zinnk 444% Pfandbriefe 83%. |ouisaror 11114 @.[Oest.Bk. 10 ba. Gesch, N J 115 
6 Verein. Staaten⸗Ank. vr» 882 78 Oeſtere. Bankantheile 674, | Goldkr. 9. 9 8. E al 110 1125 
Deſterr. Credit « Actien 171. Darmſtädter Bankactien 206. Meiningen Ausländische Fonds. dito . 10 | 119 
Credit⸗Actien —. Oeſterr.⸗Franz.⸗Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien —. Oeſterr.] Oesterr. Metalliques. % J47 bz. 8 DE lich 
Clifabetbahn 106%. Böhmiihe Weſtbahn —. Mbein-Nlahebabn —. Ludwigs | dito Nat-Anl...\5 es G Oppein-Farnow.] 31% a 
daſen⸗Bexbach 154. Heſſiſche Iudwigsbahn 182%. Darmſt. Zettelbauk —. dito Lot-Amss ia be u. B Rheinische. . 14 | 7 
Oeſterr. 5% ſteuerfr. Anl. 48%. 1854er Looſe 59. 18807 r Looſe 68%.| dito s4er Pr-A. 4 0% ba. 1 8 9 
1864er Looſe 74%. Badiſche Looſe 53%. Kurbeſſiſche Looſe 55. 5% öſterr. RR erg 637 b Stargard-Posen.] 3½ | Alfg 


Anleihe von 1859 62%, 
1, Metalliques 39%. 
Effecten feſt. 


Deſterr. Nat.⸗Anl. 53%. 5% Metalliaues 46%. 
Baierſche Prämien⸗Anleihe 99%. — Oeſterreich. 


EEE SD. d a ee 


e 
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meiſten ſchweren inländischen Actien waren zwar feft, doch hatte das Geſchaft 
in denselben nur einen 1 Umfang. Das Motiv Di die Haufle der 
regen iſt das abermals erneuete Gerücht von der Abſicht der O 5 
ſchleſiſchen, dieſe Bahn zu kaufen. Die Käufer ſind, wie es ſcheint, meiſt dur 
Breslauer Orbres veranlaßt. Während der Eiſenbaßnactienmarkt ſich zem: 
lich bis zum Schluſſe in den genannten Actien lebhaft erhielt, waren die 
die öſterreichiſchen Papiere in der zweiten Stunde ftiller, nachdem zu Anfange 
die Speculation auch in ihnen eine große Thätigkeit entwickelt hatte. Na⸗ 
mentlich wurde auch heute in Lombarden und Credit zu höheren Courſen 
viel gehandelt, die öſterreichiſchen Fonds waren nicht jo animirt, aber dock 
gleichfalls feſt. Auf die ruſſ. Anleihen ſcheint die Petersburger Nachricht vo 
dem Verkauf der Staatsbahn einen Druck zu üben. In Valuta finden fort⸗ 
geſetzte Ankäufe ſtatt, die Haltung der Fonds war er ßen matter, doch o 
erheblichen Coursrückgang. Italiener waren matter, anſcheinendem Za 
ſammenhange mit der e Sonſt iſt von den Einwirkungen 
des Ultimo bis jetzt wenig zu erkennen, Schwierigkeiten ftellen ſich jedoch nicht 
beraus. In preuß. Fonds war wenig Umſatz, Staatsſchuldſcheine matter, 
5% Anleihe feſter. Auch Prioritäten Pet und fremde wie inländiſche mehr⸗ 
ſach umgeſetzt. Amerikaner gut behauptet bei ziemlichem Umſatz. Rumän. 
67% Gd. — Vereinszeche Vaterland Stammpr. 98 bez., Stammactien 95 bez. 
Bank⸗Effecten mehrfach beliebt und höher. Preuß. Bank herabgeſetzt. Co⸗ 
burger 5½ % billiger angetragen. 

Prämie für Amerik. per April 79 — , per Mai 79—1. (B.- u. H. -Z.) 


Berliner Börse vom 29. März 1867. 


Eisenbahn Stamm-Aotien 
Dividende pro 1864. 1866, 


Aachen-Mastrich| — — 
Amsterd.-Rottd. A ir 


Fonds- und Geld-Course. 


Russ, Engl. Anl. 1862/5 86 ½ ba. 


8 — 
dito Holl. Anl, 1884%6 |8 71½ 1 8½ 15 


dito Poln. Sch,-Obl.|4 |63 bz 


Wien, 29. März. [Abend⸗Börſe.] Credit⸗Actien 184, 60. Nordbahn] Pom. pl 2 800 F. 1% Bank- und Industrie- Papiere. 
162,09. 1860er Soofe S6, 60. 1864er Looſe 79, 80. Staatsbahn 210, 90. 4e . 4 200 Fı.ls mit G feen Kassen V. Ne 80% 
Galizier —, —. Czernowitzer —, —. Anglo⸗Auſtrian⸗Bank —, —. Rus r 82 n, b. eme nen B. .| = 
dolphsbahn —. —. Steuerfreies Anlehen 61, 90. — Wenig Geſchaͤft. Amerikan. 81. Kal. C. 84h ba u. @ Be ee 
FFF... Re z 


Nachm. 2 nr 30 Min. Fonds ſchwankend, 
Hamburger Staats⸗Prämienanleihe 90%. ur 
eſterr. 


. gu Export verkauft 10,000 Ballen wirklich exportirt 11,055, Conſum 


—, Seinde —, Oomra —, Pernam —, Egyptiſche - 
ntwerpen, 29. März. Petroleum, raff. Type, weiß, 46% Francs 
per 100 Ko. i 


Paris, 29. März, Nachmittag 3% Uhr. Rüböl pr. März 92, 50, pr. Mai: 
Auguft 94, 00, pr. September⸗Dezember 94, 00. Mehl pr. März 71, 25, 
pr. Mai⸗Juni 72, 50. Spiritus pr. März 63, 00 

London, 29. März. Getreidemarkt (Schluß bericht). Markt ſchwach 
beſucht und geſchäftslos. Weizen und Hafer williger, ſchwer verkäuflich. 
Von engliſchem Weizen geringe, von fremdem reichliche Zufuhren, beide 1 Sh. 


billiger. — Schönes Wetter. 5 5 
Amſterdam, 29. 2 Getreidemarkt (Schlußbericht). Roggen 
2½ Fl. höher, lebhafter. Rüböl pr. Mai 36 , pr. October⸗Dezember 38%. 


er feſt. Eng⸗ 
vis 3134 Thlr., 
tr. — Zinn ftieg in Holland bis auf 55% Fl. 


— Banca⸗Zinn 33—34 Thlr., Lamm⸗Zinn 32 bis 33 Thlr. Im Detail 1 
bis 2 Thlr. höher. — Zink unveränber® W. II. Marke 6% Thlr. ab Bres⸗ 
lau, geringere Marken 6% bis 6% Thlr. Im Detail 778 Thlr. — 
i Ei Oberſchleſiſches 6% Thlr., Voslarer 6% Tblr. Im De: 

r. p j 


Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. 
ns Aura ng — 1⁴¹ 
to 


U. 
: Hannoversche B 
dito IV. ai — 
dito II v. St. 304g. 178% ba 9 
Cöln-Minden + — — — p e 
dito II. 102 ba önigsberger B.] 63, 
dito rt uxemburger B.| 4 
dito II 2 Magdeb B. 710 
a . Preuss. Bank A. 100%, 
dito IVA 488 ½ bz. Thüringer Bank 4 
dito VIA 88½ ba. Weise 7 
Cos.-Oderb. (Wilh.) 824 G. ” 
dito IL Em G. — 


Gal. Ludwig ebd.. 


Niederschl,-Märk. .. 891% ba. 
dito conv. 4 5 bz. Coburg Credb. A. 8 
dito III. 4 187%, ba. Darmstädter „ 

to IV. 97% 6. Dessauer Ih 

Näschl. Zweigb. L. C. Jo G. Disc. Com.-An 6 

Oberscllles. K. a a Eee Genfer Credb.-A.]| — 
oo B ren Leipziger 14 
or U 0. Meininger 710 
dito Be G. oldauer Lds.-B. — 
dito E. 6. Oesterr. Credb. A.] 5 
A F. „el E Schl. Bank.-Ver.| 6½ 
dito . Se 

. 1 75 5 „ 3 — bz. 

est. t.-B. 2 bz. Minerva +» — 
Rhein v. St. 5 98 G. Ebr. v. Eisenbdf. 8½ 
Rhein-Nahe-B, gar. 95 3 


— * 7 U 
Berlin, 29. März. Roggen deo 77 —83pfd. 55½—58 lr. ab 
5 1727 m A 107105 o eo 3 — 4 
0 — r. er r. bez., pro 
Meärz⸗ April und Apt ar 177 Tolk, bez. und Old, % 25 
Br., Mai⸗Juni Al be bir. bez. und Gld, % Thlr. Br., Juni⸗ 
Juli 17 . — % Thlr. bez., Juli⸗Aug. 17 J — 7 Thlr. bez. 


Früb 4 Grad Wärme. 
am 


gelber 82—95 Sgr., feinfte Sorte 2 — 3 Sar. Über Notiz bezahlt, galizi⸗ 
ſcher und pelniſcher water 81 — 95 „ gelber 81 — 94 725 eine 
iger erlaſſen, vr. 4 Pfd. 69 bis 


pr. 74 Pfund helle 58 60 Sgr., gelbe 48.—54 Sgr., Aber 
Notit bezahlt. — Hafer gefragt, pr 50 Pfd. 34 bis 36 „ feinſte Sor⸗ 
ten über Notiz bezahlt. — Eroſen gefragter. Wicke n oſſerirt. — Del« 


tail 7Y— . pr. Chr. — Roheiſen. M. N. Warrants fielen im Laufe 40 —45 Sgr., blaue le ohnen wenig beachtet. 
der Woche bis auf 51 Sh. 6 D., 8 en blieben Verſchiffungsmarken unver⸗— Sch 105 lein ruhiger. Aapskuchen lachen, 95053 SE 2. 
ändert feſt: Gartſherrie I. 66 Sh., Coltneß I, 65 Sh. Langloan 55 Sh. pr. f Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schl. 
n. — Hieſige Notirungen: Gute Glasgower rken vom Lager, 50 Weißer Wei .. 849196 70 90 
bis 52 Sgr., auf Lieferung 47 bis 49 Sgr.; engliſches Roheiſen vom eißer eizen +» 84—90—95 e une —80— 
ager 44 Sgr., auf Lieferung 42% bis 43 Sgr., oberſchleſiſches Coats: Gelber Weizen 69—70—7 ae Sad 150 Pfd. Brutto. 
Roheiſen 36 Sgr. loco Hütte, Holzkohlen⸗Roheiſen 51 Sgr. per Ctr. frei] Noggen .. 48—5 23 Er N 9 45 N 
ier. — Stabeiſen. Gewalztes 24 —3 75 Thlr., geſchmiedetes 3% bis 3% Jerſle. . .. a 5 Bunter 5 Meat ehr a 9 
li. pr. Cr. ab Werk. — Gifenbahrihienen zum Verwalzen 50 Gor., | Der . . ..... 5er eg Som mer äh u 146—154— 164 
zu Bauzwecken geſchlagen 2% bis 3 Thlr. pr. Ctr. — Kohlen und Coaks 5 . 50—54 Fine ſen ... 1 46186 
unverändert. Engliſche Stüdfohlen 20 bis 22 Thlr., Nußkohlen 19 bis 20 Wicken . F Leindotter . +. 771 * 
Thlr., Englischer Coats 1718 ½ Tölt. Kleeſgat mehr angeboten — rothe ſchwach beachtet, ordinäre 12% —14 
7 a — Thlr,, mittle 14 —16 Thlr., feine 16% —18 Thlr., 18419 Thlr., 
Berlin, 28. März. [Stamm- Prioritäten der Rechten⸗Oder⸗ weiße preishaltend, ordinäre 13—18 Thlr. mittle 20 — 24 Thlr., feine 25 bis 


ae) Wir erwähnten bereits, daß die Stamm⸗Prioritäts⸗Actien der 
Nechten-Dver-Ufer-Bahn von der General⸗Direction der preußiſchen Seehand⸗ 
lung theils feſt, theils commiſſionsweiſe übernommen worden ſeien. Wie wir 
hören, wird von morgen ab auch auf der Börſe eine Placirung dieſer Actien 
beginnen. (B. B. 3) 


nr ET IE, Wi 
Leipzig, 28. März. Die heutige General⸗Verſammlun 
der Leipzig⸗Dresdner Eiſenbahn⸗Compagnie genehmi i 
Dividende für das Vorjahr Er 16% 5 Ar eat 
Vorjahr wurden 19 und 4% vertheilt.) 


Berlin, 29. März. Die Börſe war heute nicht weniger belebt wie die 
geftrige, nur hatte die Speculation heute 10 den Obiedien en Wet eins 
treten laſſen. In 1 1 85 Stimmung für die meiſten Werthe, namentlich 
für Oberſchleſiſche, Koſel⸗Oderberger, Nordbahn und die öfter, Papiere eröffe 
nend, beſchränkte ſich die Bewegung im weiteren Verlaufe hauptſächlich auf 
die an erſter Stelle genannten ſchleſiſchen Actien. Nordbahn machte zwar in 
der Coursentwickelung noch weitere Fortſchritte, konnte jedoch den 2 often 
Realiſationen nicht genügend Widerſtand leiſten, ſo daß die Haltung in der 
zweiten Börſenſtunde ermattete. Dagegen bedangen Koſeler mehrere Procente 
über dem geſtrigen Courſe und fehlte trotz dieſer namhaften Courserhoͤhung 
Material. Auch Oberſchleſiſche wurden bei einer Avance von 10 pCt. noch 
vermißt. Andere Actien aus der Kater der leichten Bahnen ſchloſſen ſich 
dieſer Bewegung an, namentlich Rhein⸗Nahe, Maſtrichter und Görlitzer. Die 


der Actionäre 

ertheilung einer 

außer den Aprocentigen Zinſen. (Im 
(B. B. 


1207 


27% Thlr. pr. Ctr. 
hymothee ohne Aenderung, 11—12½ Thlr. pr. Err 


Kartoffeln pr. Sack & 150 Pfd. Netto 24 —36 Sgr. Metze 14 2 Sgr. 


12 (Statt beſonderer Meldung.) 8 
Mit tiefſtem Schmerz widmen allen Verwandten, theilnehmenden Freunden 
und Belannten die traurige Nachricht, daß heute Mittag 412 Uhr unſer 
innig geliebter Gatte, Vater und Schwiegervater, der Paſtor von Riegers⸗ 
dorf und Eifenberg Gottfried Riedel an einer typhös verlaufenden 
Bruſtfellent zündung bei binzugetsetener Lungenlähmung im Alter von 68 
und 9 Monaten fanft und jelig im Herrn entſchlafen iſt. 
Die Beerdigung findet Montag den 1. April Nachmittags 2 Uhr ſtatt. 
Riegersdorf, den 28. März 1867. Die Hinterbliebenen. 


Oberhemden, à 25 Sgr., 1 Thlr., 1%, 2 und 2% Thlr. [2650 
ö M. Naſchkow, — — iedebrücke Nr. 10, J 


Oberhemden und Nachthemden, a 15 Sgr., 20 Sgr., 1 Thaler bis 
2% Thlr. Lapfeßlt J. Cohn, S miedebrücke Nr. 12, Asuri 12070 
werden gegen Poſtvorſchuß prompt effectuirt. b 129777 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 4 
Druck von Graß, Barth ud Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 2 
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